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Die Brennstoff-Frage und unser Werk 

Die Schwierigkeiten aus der zu geringen Brennstoff- 
versorgung sind aus den Tageszeitungen jedem be- 
kannt. Da der Kohlenmangel sich nicht nur in jedem 
einzelnen Haushalt bemerkbar macht, sondern in ganz 
besonderem Maße sich in der Koksversorgung unseres 
Werkes nachteilig auf die Produktion auswirkt, soll 
einmal ganz offen auf diese Frage eingegangen wer- 
den. Vor allem erscheint eine Klarstellung erforder- 
lich, um vielleicht bei dem einzelnen Belegschaftsmit- 
glied und auch in der Öffentlichkeit übertriebene 
Befürchtungen zu vermeiden. 

Die Entstehung des Kohlenmangels erklärt sich aus 
verschiedenen Gründen. Im Sommer dieses Jahres 
wurden noch große Mengen Kohle und auch Koks auf 
die Halden gestürzt. Wiederholte Appelle an die Be- 
völkerung sowohl als auch an die Industrie-Unterneh- 
men forderten zur rechtzeitigen Eindeckung für den 
Winter auf. Diesen Warnungen wurde — begründet 
z. T. aus Geldmangel — wenig Beachtung geschenkt. 
Da wegen der zunehmenden Bestände dem Bergbau 
Feierschichten drohten, suchte die Bergbau-Leitung 
Absatzmöglichkeiten, auch im Ausland. 

Die Haldenkohle fand ihren Absatz also z. T. im 
Ausland. Dann stieg schnell infolge der einsetzenden 
Nachfrage auf dem Weltmarkt der deutsche Export 
und damit die Industrieproduktion in einem Ausmaß, 
wie es niemand erwartet hatte. Vor allem konnte 
sich die Produktion der Eisenindustrie nach Locke- 
rung des ll-Mio.-t-Planes gut entwickeln. So führten 
jetzt drei grundlegende Faktoren zur Verknappung 
der Kohle: 1. der über Erwarten ansteigende Bedarf 
der Industrie; 2. der mit Beginn der kalten Witterung 
einsetzende Hausbrandbedarf und 3. die nun auch 
wieder von der Ruhrbehörde erhöht erhobenen Export- 
anforderungen. 

Langwierige Verhandlungen hatten zum Zweck, 
die Exportquote im Interesse der deutschen Versor- 
gung herabzusetzen. Diese Verhandlungen führten 
nicht zum Ziele. Der andere Ausweg blieb, die Koh- 
lenförderung zu steigern. Diese Bemühungen führten 
nach abgeschlossenen Lohnverhandlungen im Berg- 
bau im November zu beachtlichen Erfolgen, ebenso 
wurden Sonntagsschichten eingelegt. Trotzdem blieb 
noch ein erheblicher Fehlbedarf bestehen. 

Die Bemühungen, in Verhandlung mit der Ruhr- 
behörde den Export den deutschen Bedürfnissen anzu- 
passen, sind bisher wiederum nur insofern von Erfolg 
gewesen, als man einige 100 000 t nicht einsparen, 
sondern nur stunden konnte. Es laufen Verhandlungen, 
die Exportquote für das 1. Quartal von 6,85 Mio. auf 
5,7 Mio. t herabzusetzen. Für den Hausbrand ver- 
bleiben 1,55 Mio. t, wobei die Industrie schon nicht 
mehr ausreichend versorgt worden ist. Für den Haus- 
brand bedeutet dies rd. 30 Mio. Zentner, auf den 
Haushalt entfallen im Durchschnitt nur 1—2 Zentner. 
— Die Energieversorgung ist gefährdet. Man liest 
von Sperrstunden für Strom und Gas. Die Bundes- 
bahn verfügt bezirksweise nur noch über 4 Tage Be- 
stand und schränkt bereits den Fernverkehr ein. 

Wie hat sich nun diese Brennstoffverknappung 
auf unser Hüttenwerk ausgewirkt? 

Nachdem wir im September bei einem Betrieb mit 
5 Hochöfen eine Höchstleistung von 102 000 t Roh- 
stahl produziert und sogar noch zusätzlich vom Lager 
verarbeitet hatten, konnten wir im Oktober bekannt- 

lich unseren Hochofen I, der zu einer kurzen Repara- 
tur außer Betrieb genommen war, nicht wieder an- 
blasen, da zu dieser Zeit gerade die Rationierung des 
Kokses einsetzte. Der uns zur Verfügung gestellte 
Koks reichte bei zusätzlichem Verbrauch von Lager- 
beständen im Oktober und November für den Betrieb 
mit 4 Hochöfen, wobei unsere Rohstahlproduktion auf 
97 500 t zurückging. Im Dezember wurde die Koks- 
menge noch einmal heruntergesetzt, so daß es nur 
infolge der wenigen Dezember-Arbeitstage möglich 
war, den Betrieb mit 4 Hochöfen aufrechtzu erhalten. 

Behördenseitig war empfohlen, im Dezember, vor 
allem zwischen den Feiertagen, den Betrieb weit- 
gehendst einzuschränken. Bei uns konnte bis auf 
einige Urlaubsschichten im Walzwerk III der Betrieb 

noch aufrechterhalten bleiben, allerdings mußten 
Anfang Dezember im Walzwerk VIII die 3. Schicht 
herausgenommen und die Reparaturschichten ;n die 
Woche verlegt werden. Verständlich ist dies ohne 
weiteres, wenn man bedenkt, daß wir im Dezember 
nur noch rd. 86 000 t Rohstahl produzieren und ver- 
arbeiten konnten gegenüber der schon genannten 
Menge von 102 000 t, auf die unsere Hütte bei vollem 
Betrieb ausgerichtet war. Unser Kokslagerbestand 
ging dabei Ende des Jahres unter die normalerweise 
vertretbare Menge herunter. 

Es war vorauszusehen, daß bei gleicher Kokszutei- 
lung für den langen Monat Januar weitere Einschrän- 
kungen unvermeidlich wurden. Das Ausblasen des 
Hochofens III am 2. Januar war noch vollkommen 
programmäßig zwecks Neuzustellung. Programmgemäß 
sollte aber wenigstens der Ofen I zum gleichen Zeit- 
punkt angeblasen werden, der seit Ende Oktober be- 
triebsbereit war. Dieses Anblasen ist nun unterblie- 
ben, da der Koks für diesen Ofen nicht für den gan- 
zen Monat zur Verfügung steht. Damit ist z. Z. bei 
einem Betrieb mit 3 Hochöfen die Rohstahlproduktion, 
vor allem im Thomaswerk, noch weiter abgesunken. 
Dies wird so bleiben, bis der 4. Hochofen dazukommt. 
Hierdurch ist die Energielage des gesamten Werkes 
sehr labil geworden, zumal auch die Versorgung der 
Kesselanlage mit Kohle sehr unzureichend ist. Vom 
Kohlenmangel ist auch die Zementfabrik stark be- 
troffen. 

Ein besonderes Problem ist bei der jetzigen Roh- 
stahlknappheit noch die notwendige Versorgung von 
Hohenlimburg mit Halbzeug, da die dortige Bandstahl- 
produktion für die deutsche Wirtschaft vordringlich 
wichtig ist. 

Eine der Hauptsorgen ist, Härten gegenüber den 
Belegschaftsmitgliedern zu vermeiden. Allerdings war 

an der Notwendigkeit, in manchen Betrieben, vor 
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allem der Straße III, jetzt schon einen Teil des Jahres- 

urlaubs zu nehmen, nicht vorbeizukommen. Auch 

mußte man in den Blechwalzwerken jetzt dazu über- 

gehen, die Reparaturen in die Woche zu verlegen. 

Entlassungen konnten bisher und sollen auch auf der 

Westfalenhütte vermieden werden. Ebensowenig han- 

delt es sich also um „endgültige Stillegungen" bei die- 

sen vorübergehenden Einschränkungen. Es besteht die 

feste Absicht, bis zu dem Zeitpunkt durchzuhalten, 

wo sich die Versorgungslage wieder bessert, was an 

sich zum Frühjahr spätestens zu erwarten ist. Das 

Anblasen des 4. Hochofens ist vielleicht noch im 

Januar möglich. 

Wichtig ist eine unter den gegebenen Umständen 

möglichst hohe Rohstahlerzeugung. Hierbei kann das 

Martinwerk, das nicht so abhängig von der Hochofen- 

Versorgung ist, noch manches retten, vorausgesetzt, 

die Gasversorgung bleibt ausreichend. Ein Frostein- 

bruch könnte einen Strich durch diese Hoffnung 

machen. 

Berücksichtigt man noch die vielen außenpolitischen 

Faktoren der heutigen Zeit, die uns nach der guten 

wie nach der schlechten Seite hinsichtlich des Pro- 

duktionsumfanges jede Überraschung bringen kön- 
nen, so kann man die Situation wohl so charakteri- 

sieren, daß wir einem Produktionsrückgang gegen- 

überstehen, der aber auf keinen Fall von Dauer ist. 

Die vorgenommenen Einschränkungen, die z. Z. 

durch den Brennstoffmangel bedingt sind, werden vor- 

übergehender Natur sein. Allerdings muß das ganze 

erste Quartal als „unübersichtlich", also kritisch be- 

trachtet werden, wobei das Ende der Winterwitterung 

die Wende bedeuten wird. Wer also offen von end- 

gültigen Stillegungen und Entlassungen spricht, tut 

dies ohne sachlichen Hintergrund und vermutlich in 

der Absicht, Unruhe zu verursachen. 

Es ist zu hoffen, daß schon sehr bald die Aufwärts- 

entwicklung einsetzen wird. Ob allerdings bis zu der 

schon einmal erreichten und zu erhoffenden Höchst- 

grenze, wird von der Kohlenförderung, dem verfügten 

Export und der damit uns verbleibenden Brennstoff- 

menge abhängen. 

Unsere Rohstanierzeugung 
Okt. Nov. Dez. Jan. Ffeor März April Mai Juni Juli Aug Sept. 
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% W/so 1950/5, 
Obige Darstellung zeigt die Rohstahlerzeugung unseres Werkes in den Geschäftsjahren 1949/50 und 1950/51. Als Meßzahl wurde eine Rohstahl- 

erzeugung von 100 000 t monatlich (= 23 769 t wöchentlich) zugrundegelegt. Die Kurve zeigt, wie sich unsere tatsächliche Rohstahlerzeugung zu 

dieser angenommenen Meßzahl prozentual verhält. 
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Gesetz über Hilfsmaßnahmen für Heimkehrer 
(Heimkehrergesetz vom 19. 6. 1950) 

Auf Grund verschiedener Anfragen und Anregungen, 
die aus Belegschaftskreisen an uns gelangten, veröf- 
fentlichen wir den wesentlichen Inhalt dieses wichti- 

tigen Gesetzes. 

Auf wen findet dieses Gesetz Anwendung? 

Als Heimkehrer gelten alle diejenigen „Deutschen, die 
wegen ihrer Zugehörigkeit zu einem militärischen oder 
militärähnlichen Verband kriegsgefangen waren und inner- 
halb von zwei Monaten nach der Entlassung aus fremdem 
Gewahrsam im Bundesgebiet Aufenthalt genommen haben 
oder nehmen." Ferner gehören unter diese Rubrik die ehe- 
maligen Kriegsgefangenen, die vorzeitig aus der Gefan- 
genschaft entlassen wurden, um in ein ziviles Arbeitsver- 
hältnis im Gewahrsamsland übernommen zu werden; eben- 
so Volksdeutsche, die wegen ihrer Volkszugehörigkeit oder 
ihrer Staatsangehörigkeit im Auslande interniert waren. 
Jedoch auch für diese beiden Gruppen gilt die Zweimonats- 
frist. Unverschuldete Verzögerungen werden dabei nicht 
eingerechnet. Für Internierte auf Grund ihrer nationalsozia- 
listischen Betätigung im Auslande findet das Gesetz keine 
Anwendung. 

Entlassungsgeld und Übergangsbeihilfe 

Wer zu den oben aufgeführten Personenkreisen gehört, 
und nach dem 1. April 1950 entlassen worden ist, hat einen 
Anspruch auf Entlassungsgeld von 150,— DM. Ist der Ent- 
lassene mit Hilfe seiner unterhaltspflichtigen Angehörigen 
nicht in der Lage, sich aus eigenen Kräften die notwen- 
digsten Bekleidungs- und Gebrauchsgegenstände zu be- 
schaffen, so erhält er außerdem als Übergangsbeihilfe 
Gegenstände in eben aufgeführter Art im Werte von 250,— 
D-Mark. Diese Summe kann ihm auf seinen Antrag hin in 
bar gewährt werden. 

Zuzug- und Wohnraumzuteilung 

Zuzugsbeschränkungen unterliegt der Heimkehrer wäh- 
rend der ersten sechs Monate nach seiner Rückkehr nicht. 
Dabei wird die Zeit der Unterbringung in ein Krankenhaus 
oder Erholungsheim nicht angerechnet. Der Heimkehrer ist 
bevorzugten Personengruppen gleichgestellt, d. h. „Perso- 
nen, die dem nationalsozialistischen Regime Widerstand 
geleistet haben" usw. (Art. 8, la, b, Wohnungsgesetz), Er 
ist also bei der Wohnraumverteilung bevorzugt zu berück- 
sichtigen. Eine andere Frage ist die, ob ihm ein Anspruch 
auf zusätzlichen Wohnraum zusteht, wenn er zu seiner 
Familie zurückkehrt und dort ausreichender Wohnraum 
vorhanden ist. Das Gesetz verneint einen solchen Anspruch. 

Bei der Erfassung von Wohnraum gelten Familienange- 
hörige, die zum Hausstand gehört haben und sich noch 
nachweislich in fremdem Gewahrsam befinden, als vorüber- 
gehend abwesend. Von ihnen benutzte oder bewohnte 
Raume können von der Behörde nicht erfaßt werden. 

Sicherung des früheren Arbeitsverhältnisses 
und Kündigungsschutz 

Ein Arbeitsverhältnis, in welchem der Heimkehrer, be- 
vor er in fremden Gewahrsam geriet, gestanden hat, lebt 
nach seiner Rückkehr wieder auf, wenn er ohne eigenes 
schuldhaftes Zögern sich zur Wiederaufnahme der Arbeit 
zurückmeldet. Hat er seine Tätigkeit wiederaufgenommen, 
oder ist er ein anderes Arbeitsverhältnis eingegangen, so 
darf ihm während der ersten sechs Monate nach der Wie- 
deraufnahme bzw. dem Wiedereintritt auf Grund einer 

Minderleistung nicht gekündigt werden. Diese Minderlei- 
stung muß durch eine in der Kriegsgefangenschaft oder 
Internierung zugezogene Krankheit verursacht sein. 

Arbeitsvermittlung und Berufsfürsorge 

Auch bei den Arbeitsämtern sind die Heimkehrer, die 
nach dem 1. 1. 1948 entlassen sind, bevorzugt zu behandeln, 
wenn sie sich erstmalig arbeitslos melden oder weniger 
als ein halbes Jahr in Beschäftigung gestanden haben. Je- 
doch bleibt der Vermittlunigsvorrang für Schwerbeschädigte 
und Verfolgte des NS-Systems bestehen. Hat ein Heim- 
kehrer im öffentlichen Dienst gestanden, für den für die 
Einstellung eine Altersgrenze festgesetzt ist, so ist diese 
um die Zeit vom l. Juli 1945 bis zum Heimkehrtage herauf- 
zusetzen. Konnte ein Heimkehrer durch die Einberufung 
oder aus einem ähnlichen Grunde seine Berufsausbildung 
nicht beenden, so können ihm Ausbildungsbeihilfen auf 
Grund des Gesetzes zur Milderung dringender sozialer Not- 
stände gewährt werden. Die gleichen Beihilfen können die- 
jenigen Heimkehrer beantragen, die nicht mehr imstande 
sind, ihre bisherige Tätigkeit auszuführen und sich deshalb 
einer Umschulung unterziehen wollen. In diesen Fällen 
ist die Altersgrenze wie oben heraufzusetzen. 

Arbeitslosenhilfe 

Sie erhält jeder arbeitslose Heimkehrer, auch der, der 
vor der Kriegsgefangenschaft nicht Arbeitnehmer war, aber 
infolge des Krieges oder durch die veränderten Verhält- 
nisse dazu gezwungen ist, eine abhängige Beschäftigung 
aufzunehmen. Er muß sich allerdings für die Vermittlung 
in Arbeit zur Verfügung stellen. Eine Anwartschaftszeit ist 
nicht erforderlich, wenn die Arbeitslosmeldung erstmalig 
erfolgt. Eine Anwartschaft auf Arbeitslosenunterstützung, 
die nach der Entlassung durch sein Verschulden nicht er- 
worben ist, macht diesen Anspruch zunichte. 

Ausgangspunkt für die Höhe der Arbeitslosenunter- 
stützung ist das für den Unterstützungsort geltende tarif- 
liche Arbeitsentgelt, das für den Heimkehrer gemäß sei- 
nem Berufe und seiner Ausbildung in Frage kommt. Dabei 
wird ein Mindestsatz von 45,-— DM wöchentlich zugrunde 
gelegt. 

Die Arbeitslosenunterstützung wird für insgesamt sechs- 
undzwanziig Wochen gewährt. Arbeitslosenfürsorgeunter- 
stützung wird hierauf nicht angerechnet, wenn sie gerin- 
ger war als die gesetzliche Arbeitslosenunterstützung. 
Wenn zwischen der Entlassung des Heimkehrers oder der 
ersten oder späteren Arbeitslosmeldung mehr als 13 zusam- 
menhängende Arbeitswochen liegen, muß eine Wartezeit 
eingehalten werden. 

Der Heimkehrer kann auf Antrag die ersten vier Wo- 
chen von der Meldepflicht befreit werden. (§ 173, Gesetz 
über Vermittlung in Arbeit und Arbeitslosenversicherung). 
Dem Leiter des Arbeitsamtes steht die weitere Entschei- 
dung darüber zu, in begründeten Ausnahmefällen den Be- 
ginn der Frist auf einen späteren Zeitpunkt festzusetzen. 
Er kann die Befreiung bis zu einer Gesamtdauer von 
6 Wochen aussprechen. 

Mietzuschläge und Heimkehrersonderbeihilfen, die auf 
Grund von Vorschriften über Arbeitslosenfürsorge an Emp- 
fänger von Arbeitslosenunterstützung zusätzlich gezahlt 
werden dürfen, unterliegen nicht der Prüfung der Bedürf- 
tigkeit. Erhält der Heimkehrer jedoch ein Arbeitseinkom- 
men und leben in seinem Haushalt Angehörige, die Ar- 
beitslosenfürsorgeunterstützung oder eine Unterstützung 
aus der öffentlichen Fürsorge beziehen, so bleibt das Ar- 
beitseinkommen für die Dauer von 26 Wochen außer Be- 
tracht, wenn Bedürftigkeit festgestellt wird. 

Der Mensch steht im Mittelpunkt jeder wirtschaftlichen und betriebswirtschaftlichen Betäti- 
gung. Das bisherige Wirtschaftsrecht muß durch ein Betriebsrecht ersetzt werden, das den 
Menschen in seinen Rechten und Pflichten in den Vordergrund rückt. Das Mitbestimmungsrecht 
aller Arbeiter bei sozialen, personellen und wirtschaftlichen Fragen ist ein natürliches Recht 
in gottgewollter Ordnung, dem die Mitverantwortung aller entspricht. 

Aus dem Beschluß des Katholikentages in Bochum 
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Sozialversicherung 
Heimkehrern nach dem 1. Januar 1948 kann die Zeit 

der Kriegsgefangenschaft, des zivilen Arbeitsverhältnisses 
im Gewahrsamsland oder der Internierung als Vorver- 
sicherungszeit angerechnet werden. Dies aber nur, soweit 
ein Anspruch auf Leistung oder das Recht auf Weiterver- 
sicherung davon abhängt. Dasselbe gilt für eine dreimona- 
tige Arbeitslosigkeit, wenn sich diese an die genannten 
Zeiten anschließt. 

Innerhalb einer Frist von 3 Monaten kann der Heim- 
kehrer die Krankenversicherung, der er früher angehörte, 
fortsetzen. Ist er bei seiner Ankunft im Bundesgebiet krank, 
oder erkrankt er innerhalb von 3 Monaten, so hat er An- 
spruch auf Krankenhilfe. Einen weiteren Anspruch hat er 
auf Wochenhilfe, Sterbegeld, Familienhilfe und Zahnersatz. 
Dies gilt jedoch nur innerhalb der Dreimonatsfrist. Diese 
Vorschriften gelten rückwirkend auch für Heimkehrer, die 
nach dem 1. Januar 1950 entlassen wurden. 

Bei der Bemessung der Barleistungen, auf die der Heim- 
kehrer Anspruch hat, werden zwei Siebtel der wöchent- 
lichen Arbeitslosenunterstützung zugrunde gelegt. 

Diese Leistungen werden von der für den Wohnort des 
Heimkehrers zuständigen Allgemeinen Ortskrankenkasse 
bzw., wo eine solche nicht besteht, von der zuständigen 
Landeskrankenkasse gewährt. Gehörte der Heimkehrer bis- 

lang einer anderen Kasse an, so hat er das Recht, diese 
Leistungen bei ihr zu beantragen. 

In der knappschaftlichen Rentenversicherung gelten die 
Zeiten der Kriegsgefangenschaft oder der Internierung als 
Ersatzzeiten für die Erfüllung der Wartezeit und die Er- 
haltung der Anwartschaft. Eine bei der Entlassung be- 
stehende Anwartschaft bleibt bis zum Ablauf des nächst 
folgenden Kalenderjahres (1 Jahr nach der Entlassung) er- 
halten. Als Zeitpunkt der Heimkehr gilt der Tag der ersten 
polizeilichen Anmeldung. 

Vollstreckungsschutz 
Er kann auf Antrag des Heimkehrers vom Vollstreckungs- 

gericht höchstens für die Dauer von 12 Monaten durch 
ganze oder teilweise Aufhebung bzw. zeitweilige Aus- 
setzung der Zwangsvollstreckung gewährt werden. Diesen 
Anordnungen darf aber kein berechtigtes Schutzbedürfnis 
des Gläubigers entgegenstehen. Das Vollstreckungsgericht 
kann seine Anordnungen jederzeit aufheben oder abändern. 

Eine vom Vollstreckungsgericht getroffene Entscheidung, 
die bereits in die Hände des Gerichtsvollziehers gelangt 
ist, kann von diesem aufgeschoben werden, wenn ihm 
glaubhaft gemacht wird, daß es dem Heimkehrer unmög- 
lich war, das Vollstreckungsgericht rechtzeitig anzurufen. 
Er darf allerdings nicht länger als 12 Monate entlassen 
sein. Auch hier gilt als Zeitpunkt der Heimkehr der Tag 
der ersten polizeilichen Anmeldung. 

Vierzehn Briefkästen warten auf dich! 

Vierzehn Briefkästen haben wir anbringen lassen. In 
gelber ^postalischer" Farbe hängen sie an allen Eingängen, 
auch im alten und neuen Verwaltungsgebäude und selbst- 
verständlich auch im Werk Barop. Aus der Aufschrift „Für 
unser Mitteilungsblatt" erhellt ihr Zweck: sie sollen M i 11 - 
1 e r sein zwischen der Belegschaft und dem Mitteilungsblatt. 

Wir erwarten aus der Belegschaft keine Fülle wirtschafts- 
politischer und sozialer Leitartikel. So sehr sie uns will- 
kommen sind — sie sind nicht Hauptzweck. Was wir wollen, 
das ist: wir wollen ein Sprachrohr schaffen, in deni 
jeder jedes sagen kann und soll. Vielleicht ist es eine 
Frage auf sozialem, wirtschaftlichen, juristischen Gebiet, 
die jemanden drückt. Vielleicht ist es eine Anregung! 
daß dieses oder jenes besser so und so gestaltet werden 
könne. Vielleicht ist es irgendein Hinweis. Papier ist 
immer zur Hand, und sei es ein Stück Karton, eine Zigaret- 
tenschachtel, der Rand einer Zeitung. Wie das Papier ist, 
das ist unwichtig. Wichtig allein ist, daß der Schreibende 
uns etwas sagen will. Wichtig ist, daß er die absolute 
Gewißheit haben kann, daß wir jedes Wort ernst 
nehmen. Das heißt nicht: „auf die Goldwaage legen." 
Wir wissen, daß die schwielige Arbeiterfaust meist des 
Schreibens ungewohnt ist, daß ein gewaltiger Unterschied 
besteht zwischen einem Vorhammer und einem Federhalter. 
Jeder soll so sprechen, wie ihm der Schnabel gewachsen ist 
und nicht über „mir oder mich" stolpern. Entscheidend ist 
nicht die Schale, sondern der Kern. 

Fragen, Antworten, Hinweise, die allgemein inter- 
essieren, werden von uns im Mitteilungsblatt veröffentlicht. 
Fragen, die mehr persönlicher Natur sind, werden von 
uns schriftlich an den Fragesteller beantwortet. Wir weisen 
ausdrücklich darauf hin, daß wir auf Wunsch das Redak- 
t i o n s g e h e i m n i s wahren und daß dem Fragesteller 
keinesfalls Ungelegenheiten erwachsen. Wir 
bitten deshalb, von der Möglichkeit der Fragestellung weit- 
gehend — und gegebenenfalls durchaus vertraulich — Ge- 
brauch zu machen. 

Vierzehn Briefkästen warten! Es liegt jetzt 
an jedem einzelnen, sich ihrer zu bedienen. 

Die Redaktion. 

£s kauH uatltGtMHVu . . . 
daß man sich in den Nummern irrt, in den Nummern näm- 
lich, die sich auf der Scheibe des Telefonapparates befinden. 
Es mag dann sein, daß der Anruf ende baß verwundert ist, 
wenn ein anderer sich meldet als der, den er anzurufen 
meint. Und gleichzeitig meldet sich dann der innere 
Schweinehund: „Der da weiß ja nicht, wer jetzt am Apparat 
ist. Ich bin für ihn anonym. Haue doch einfach den Hörer 
in die Gabel!“ 

Mancher, der — wie gesagt — sich in den Nummern irrte, 
folgt diesem inneren Schweinehund und legt wortlos den 
Hörer hin. Vielleicht schämt er sich im Innern ein wenig, 
vielleicht das nicht einmal. Und der Angerufene schreit drei- 
mal oder zehnmal sein „Hallo!" und hängt mehr oder 
weniger wütend ein. 

So geht es oft. Es geht aber auch anders: der sich Irrende 
würgt den inneren Schweinehund ab. Er sagt freundlich; 

„Entschuldigen Sie bitte, ich habe mich geirrt!" oder „Ver- 
zeihung, bitte!“ oder ähnliches. So geht es auch, und so geht 
es sogar besser. Der Anrutende kann das Gefühl haben: 
„Du hast dich zwar geirrt, du hast zwar den durch deinen 
Anruf Aufgescheuchten in seiner Arbeit gestört, aber du 
hast dich entschuldigt.“ 

Und der irrtümlich Angerufene legt — zufrieden und 
freundlich gestimmt durch die Entschuldigung — seiner- 
seits den Hörer nieder und hat die durch das Klingeln 
entstandene Störung sofort vergessen. 

Also: wenige Worte Entschuldigung kosten nichts, sie 
kosten nicht einmal Mühe, aber sie ersparen einerseits ein 
schlechtes Gewissen und andererseits unnützen Arger. 

Wollen wir alle es künftig so halten? 
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Das Jahresende bescherte 
mit seinen Weihnachtsfeiern 
unseren Belegschaftsmitglie- 
dern und ihren Angehörigen 
viel Freude. 

Das Fest des goldenen Ar- 
beitsjubiläums brachte den 
Auftakt. 

Bei über 8000 Kindern unserer Belegschaftsmitglieder 
löste „Rumpelstilzchen" helle Begeisterung aus. Und allen 
Kindern brachte der Weihnachtsmann eine große Tüte mit 
leckerem Inhalt. In diesen Weihnaditsveramstaltungen 
sprachen die Direktoren Bernd sen und D r. Harr, Auf- 
sichtsratsmitglied D r. Hiaurand und Betriebsratsvox- 
sitzender Schwentke. 

Unsere Schwerbeschädigten fanden sich mit ihren Ange- 
hörigen zu einigen schönen Stunden in der Gaststätte Heuner 
in Dortmund-Eving zusammen. Mitglieder der Städtischen 
Bühnen (boten ihr Bestes. 

Die Lehrlinge unserer Hütte brachten auf ihrer Weih- 
nachtsfeier, die sie selbst gestalteten, sogar den (eisgrauen 
Weihnachtsmann zum Schmunzeln. 

Die Kinder unseres Kindergartens und Kinderhortes hatten 
ihre Mütter zu einer Weihnachtsfeier eingeladen und 
zeigten ihnen in einer ansprechenden Ausstellung wohl- 
gehmgene Bastelarbeiten aus der eigenen Bastelstube, die 
vor Weihnachten so recht zur Werkstatt des Weihnachts- 
mannes geworden war. 

Im Hort und Kindergarten ließen Weihnachtsfeiern für 
die Kleinen die Vorfreude auf den Heiligen Abend erklingen. 

Unsere Werkskranken wurden in den Krankenhäusern 
aufgesucht und großzügig beschert. 

Vor allem vergaßen wir nicht diejenigen Kinder, denen 
weder Vater noch Mutter ein Familienfest bereiten konnten. 
Deshalb besuchte der Weihnachtsmann unserer Westfalen- 
hütte drei Dortmunder Waisenhäuser, um 300 Waisen 
zu bescheren und ihnen das zu bringen, was wir — trotz 
der Schwere der vor uns liegenden Zeit — allen wünschten: 
Froh liehe Weihnacht überall! 

Adi, wie gut ist’s, daß niemand weiß . . 
daß ich Rumpelstilzchen heiß! Wie oft hörte man 
gs aus Kindermund in den Tagen vor Weihnachten! 

Als die Westfalenhütte rund 8000 Kinder der Belegschafts- 
mitglieder an vier Vormittagen in den Assauer-Liditspielen 
bescherte, stand das Märchen der Gebrüder Grimm „Rum- 
pelstilzchen" im Mittelpunkt. Wie manches kleine 
Mädchen sah man trippelnd, mit geschürztem Kock die an- 

mutige Königin in ihrem stilvollen Gewand nachahmen, sah 
man Knaben sich die Haare raufen, wie das rote Rumpel- 
stilzchen mit dem furchterregenden Gesicht es tat! 

Das häßliche Männlein und die blonde Schöne bildeten 
einen starken Kontrast! Das Rumpelstilzchen forderte „der 
Königin ihr Kind!" Es hatte drei Nächte Stroh zu Gold ge- 
sponnen, damit sie Königin werde. Das Männlein forderte 
einen zu hohen Preis! Das Kind blieb ihm versagt, und aus 
Verzweiflung riß es sich mitten entzwei! 

Das Vorspiel bestand aus mehreren bunten Szenen. Den 
Auftakt gaben eine Mühle im Walde mit dem Müller, seiner 
sangesfreudigen Tochter und ihren Gespielinnen, ein gold- 
gieriger König und seine ulkige Leibwache. Besonderen Ein- 
d'ruck in den Gemütern der Kinder hinterließ die Szene im 
Walde, mit den tanzenden Blümeiein, tollenden Hasen und 
einer giftigen Hexe. Hier gab Rumpelstilzchen sein Geheim- 
nis preis! 

Soweit der kleine Rückblick. 
Aufgeführt wurde das Märchen von Angehörigen der 

Bücherei, des Lohnbüros und einer Schulklasse der Hoesch- 
scfaule. Die Kulissen wurden mit viel Mühe in der Buch- 
binderei und die geschmackvollen Kostüme in der Nähstube 
an gefertigt. 

Auch nach den Weihnachtstagen lauschten last 2000 Kinder 
— überwiegend Kinder aus den Dortmunder Waisen- 
häusern — dem Märchenspiel „Rumpelstilzchen“, zu dem die 
Westialenhütte sie eingeladen hatte. Dr. Peter Wilhelm 
Haurandt, Mitglied des Auisichtsrates, land auch hier die 
passenden und nachhaltigen Worte. 

Die Weihnadiisiiberrasdiung 

Aus der Fülle von Dankschreiben, die wir auf Grund un- 
serer Weihnachtsüberweisungen an die Rentner und Hinter- 
bliebenen unserer Werksangehörigen erhalten haben, brin- 
gen wir eine bezeichnende Zuschrift. Frau A. B. aus Dort- 
mund schreibt uns: 

„Die Weihnachtsüberraschung ist Ihnen — wenigstens bei 
mir — herrlich gelungen. Ich war sehr neugierig, bemühte 
mich aber, den mir übersandten Brief von vorne an, Wort 
für Wort, zu lesen. Da ich mich mit meiner kleinen Rente 
nur soeben über Wasser halten kann und durch das ein- 
behaltene Kohlengeld etwas ins Hintertreffen geraten war, 
so daß ich schon geweint hatte, mußte ich nach dem Lesen 
Ihres Briefes nochmal weinen, diesmal aber vor 
Freude, weil ich ja nun wieder in der Reihe war! 

Hätte ich doch dem einen oder anderen von Ihnen, der 
an dieser Weihnachtsüberraschung mitarbeitete, meine 
Freude persönlich zum Ausdruck bringen können! 

Da das nicht der Fall sein kann, danke ich allen, die ge- 
holfen haben, den Hinterbliebenen von Werksangehörigen 
diese Weihnachtsfreude zu bereiten, aufs herzlichste. Ob es 
im nächsten Jahr wieder so sein kann, darüber wollen wir 
uns heute noch nicht den Kopf zerbrechen. In der heutigen 
Zeit ist es ja einfach unmöglich, für die Zukunft zu dis- 
ponieren. Zunächst hält die Weihnachtsfreude, die mir die 
Westfalenhütte bereitete, bis heute noch an. 

Allen Mitwirkenden wünsche ich deshalb ein frohes, 
glückliches, zufriedenes neues Jahr und danke der Leitung 
der Westfalenhütte, bei der nicht nur mein verstorbener 
Mann, sondern auch mein noch in Rußland vermißter Sohn, 
von dem ich noch keine Nachricht habe, und meine Töchter 
(also außer mir die ganze Familie) beschäftigt waren, 
herzlich." 
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Der Werksarzt spricht: 
Sind Zigaretten sdiädlidi? 

Jedes tierisdfe Lebewesen, das in eine verqualmte 
Atmosphäre gerät, ergreift die Flucht vor dem Qualm. Hund 
und Katze, die wir mit Tabaksqualm anblasen, laufen weg 
und werden zornig. Die Pflanze, die in verqualmter Luft 
stehen muß, verkümmert. Allein der Mensch als Krone der 
Schöpfung inhaliert mit Absicht die Dämpfe der Tabaks- 
pflanze. Schon aus dem Verhalten der Tiere und dem Schick- 
sal der Pflanze können wir ableiten, daß das Rauchen 
schädlich sein muß. 

Das Nikotin, die wirksame Substanz des Tabaks, ist ein 
Krampfgift. Spannt man die Schwimmhaut eines lebenden 
Frosches unter das Mikroskop und haucht den Frosch mit 
Tabaksqualm an, so sieht man, wie die Adern der Schwimm- 
haut unter der Nikotineinwirkung sich schnell zusammen- 
ziehen und die Blutversorgung stockt. Die gleichen Ver- 
änderungen ruft das Nikotin im menschlichen Organismus 
hervor. Bei Kettenrauchern ist gar nicht so selten die Be- 
obachtung zu machen, daß die Blutversorgung der unteren 
Gliedmaßen so ungenügend wird, daß eine Beinamputation 
erforderlich wird. Ein Tröpfchen einer konzentrierten Nikotin- 
lösung auf die Zunge eines Kaninchens gebracht, tötet dieses 
in Sekunden. Beim Kanarienvogel genügt das Anhauchen 
mit Tabaksqualm, um den sofortigen Tod zu bewirken. 

Beim Menschen wirkt sich der Nikotinkrampf be- 
sonders an den Herzkranzadern aus. Das sind die Adern, 
die die Herzmuskülatur mit Blut versorgen. Bei ausgiebigem 
Nikotingenuß kann diese Minderversorgung der hoch- 
empfindlichen Herzmuskulatur mit Blut so intensiv sein, 
daß Dauerschäden Zurückbleiben. Ist das Herz durch vorauf- 
gegangene Krankheiten wie Gelenkrheuma, Scharlach, 
Diphtherie oder andere Krankheiten schon geschädigt, so 
wirkt das Nikotin besonders schädlich, weil es auf ein nicht 
mehr vollwertiges Organ trifft. 

Besonders abträglich wirkt das Nikotin im jugendlichen, 
noch wachsenden Organismus. Hier werden namentlich 
die blutreichen Wachstumszonen beeinträchtigt, so daß 
Wachstumsstörungen auftreten können. Bei schwangeren 
Frauen tritt das Nikotin in die Blutbahn des sich entwickeln- 
den Kindes über, bei der stillenden Mutter wird es über 
die Muttermilch an den Säugling abgegeben, so daß beson- 
ders in diesen Situationen vom Tabakrauchen abgeraten 
werden muß. 

Ob eine Einwirkung auf die Adern in bezüg auf Entwick- 
lung der Aderverkalkung anzunehmen ist, ist nicht sicher 
erwiesen, jedoch wahrscheinlich. 

Es ist aber nicht allein der Nikotingenuß, der sich beim 
Rauchen schädlich auswirkt. Neben dem Nikotin werden 
nämlich nicht unbeträchtliche Mengen von Teersub- 
stanz inhaliert. Teer ist aber bekanntlich ein Stoff, der 
Krebs hervorrufen kann. Es ist nun interessant, zu be- 
obachten, daß seit Abschluß des ersten Weltkrieges der 

Tabakgenuß rapide zugenommen hat, im gleichen Umfang 
aber auch die Zungen-, Kehlkopf- und Lungenkrebse zahlen- 
mäßig angewachsen sind. Namentlich die Lungenkrebse sind 
in den letzten Jahren in raschem Anstieg begriffen. Ein Zu- 
sammenhang mit dem Nikotingenuß dürfte gegeben sein. 

Der Grad der Nikotineinwirkung ist abhängig von der 
Art des Rauchens. Daß Lungenzüge den Nikotingehalt des 
Blutes besonders steigern, leuchtet ein, da hierbei die große 
Atemfläche der Lunge immittelbar mit dem Gift in Berührung 
kommt. Rasches Rauchen steigert den Gehalt des Rauches 
an Nikotin. Ein Teil des Nikotins wird von dem noch nicht 
gerauchten Anteil der Zigarette oder Zigarre selbst auf- 
gefangen, so daß sich der Gehalt an Nikotin, je mehr sich 
die Brandfläche dem Mundstück nähert, steigert. Es ge- 
fährdet sich damit derjenige weniger, der die Zigarette oder 
Zigarre halb geraucht fortwirft. Sicher eine kostspielige 
Angelegenheit. Ganz besonders gefährdet ist aber der 
Kippenraucher, weil hier ein äußerst stark nikotinhaltiger 
Tabak geraucht wird. Ob der Pfeifenraucher weniger ge- 
fährdet ist, ist fraglich, da der sich im Saugkanal der Pfeife 
entwickelnde Sud z. T. in den Mund gerät und verschluckt 
wird. Dieser Sud ist stark nikotinhaltig. Auch das Priemen 
ist deswegen nicht weniger schädlich als das Rauchen. 

Vom gesundheitlichen Standpunkt aus gesehen, ist der 
Übergang von den Orienttabaken, wie sie fast ausschließlich 
vor dem letzten Krieg in Deutschland geraucht wurden, zu 
den heute meist verwandten Virginiatabaken sehr zu be- 
dauern. Die Virginiatabake enthalten das Vielfache an Niko- 
tin im Vergleich zu den Orienttabaken. 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß der Tabak- 
genuß in jedem Fall schädlich ist. Die Empfind- 
lichkeit gegenüber dem Krampfgift Nikotin ist individuell 
verschieden. Auch die Tatsache, daß der mit 103 Jahren ge- 
storbene Dingskirchen zeit seines Lebens stärksten Knaster 
gequalmt hat, ist kein Gegenbeweis gegen die Giftigkeit 
des Nikotins. Besonders das Rauchen der Jugendlichen ist 
zu verwerfen. Jeder Raucher mache einmal eine Rechnung 
auf, was er im Jahre für den hochbesteuerten Tabak aus- 
gibt. Wie mancher schöne Traum von einer Ferienreise 
ließe sich durch den ersparten Betrag verwirklichen. 

Wie aber wird man Nichtraucher? Nun, das 
ist ein reines Willensproblem. Das Rauchen muß von heute 
auf morgen eingestellt werden! Langsames Einschränken 
führt nicht zum Ziel! Ausfallserscheinungen durch unvermit- 
teltes Einstellen des Rauchens treten nicht ein. Der Gewinn 
ist ein dreifacher. Die Gesundheit wird nicht gefährdet; die 
finanziellen Erspanisse sind beträchtlich; zürn andern aber 
das schöne Gefühl, dhrch Selbstzucht einer Begierde Herr 
geworden zu sein. Sicherlich ein schöner Preis. 

Abschließend sei noch gesagt, daß auch mit medikamen- 
tösen Mitteln der Weg zum Nichtraucher erleichtert werden 
kann. Frage deinen Arzt. 

Unfälle im Monat Dezember 
Im Monat Dezember 1950 ereigneten sich auf dem Hütten- 

werk (einschließlich Barop) 119 leichte Unfälle, auf dem Wege 
von bzw. zur Arbeitsstelle 14 leichte Unfälle. 

In der nachstehenden Tabelle sind die Zahlen des Vor- 
monats in 'Klammem eingesetzt: 

Belegsdiafts- 
zahl; leicht: schwer: tödl.: Sa.: 

Hochofen 594 
Zementfabrik 77 
Tbomaswerk 285 
Martinweik 506 
Steinfabrik 135 
Phospbatmühile 79 
Kaliberwalzwerke 1125 
Blechwalzwerk I/II 379 
Blechwalzwerk Barop 515 
Breitband walzwerk 146 
Spez.-Blechwerk 150 
Preß- u. Hammerwerk 108 
Werkstatt Stockheide 47 
Kaltwalzwerk 276 
Drahtverfeinerung 313 
Maschineniäbteilung 1278 
Elektr. Abt. 446 

11 ( 6) — (-) — (—) 11 ( 6) 
— (—) — (—) — (—) — (—) 
3(4) - (-) - (-) 3 ( 4) 

10(ll)'—(—) — (—) 10(11) 
_ ( 4) — (-) — (-) — ( 4) 

1 (—) -(-) -(-) 1 (—) 
17 (33) — (—) — ( 1) 17 (34) 
13(10) — (—) — (—) 13(10) 
13(14) — (—) — (—) 13(14) 
1(2) — (—) — (-) 1 ( 2) 
3(2) — (—) — (—) 3 ( 2) 
2(4) — (—) — (—) 2 ( 4) 
2(—) — (—) — (—) 2 (—) 
6( 7) - (-) - (-) 6 ( 7) 
1(5) - (-) — (-) 1 ( 5) 
7(5) — (—) — (—) 7 ( 5) 
3( 2) - (-) — (-H 3 ( 2) 

Mechanische Werkst. 315 
Eisenbahnbetriebe 849 
Baubetriebe 456 
Fährbetrieb 75 
Versuchsbetriebe 130 
Sonstige Betriebe 279 
Lehrwerkstatt 324 
Sozialbetriebe 220 
Hauptverw. u.Betr.-Ang. 1232 

3 ( 7) — ( 1) — (—) 3(8) 
11 ( 5) — (—) — (—) 11 ( 5) 
5(7) — (-) — (—) 5 ( 7) 

-(—) — (—) — (—) — (—) 
1 (—) -(-) —(-) M-) 
1(—) — (—) — (-) K—) 
4(2) — (—) — (—) 4 ( 2) 
1(1) — (-) — (—) 1 ( 1) 
(-) -(-) -(-) -(-) 

Summe 10740 119(131) — ( 1) — ( 1) 119(133) 
Wegeunfälle 14 (10) — (—) — (—) 14 (10) 

Die vorgekommenen "umifälle wurden laufend untersucht 
und die Unfallursachen, soweit wie möglich, nach Rück- 
sprache mit den Betrieben und Unfallvertrauensimännem 
sofort abgestellt. 

Gewerberat Brune und D r. Didier von der Hütten- 
und W a Izwerks-Beru'fs genossene draft untersuchten vorge- 
kommene Unfälle in verschiedenen Betriebsabteilungen. 
Außerdem wurden die Unfallschutzeinrichtungen in mehreren 
Betrieben besichtigt. Oberregierungsrat D r. Holthöfer 
und Gewerberat Brune besichtigten die Unf alls chutzeinr ich- 
tungen des Breitbanid- und Kaltwalzwerkes. 

Am 14. Dezember 1950 fand eine Besprechung mit den 
Unfallvertrauensmännern, an der auch Ingenieure, Meister 
und Vorarbeiter mehrerer Betriebe teünahmen, statt. 
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Das müssen Sie wissen 

Witwenabfindungen bei Wiederverheiratung 

Es ist -weithin unbekannt, daß Empfänger von Witwen- 
renten im Falle der Wiederverheiratung eine beachtliche 
„Hochzeitsgabe" als Witwenabfindung beanspruchen können. 
Die nachfolgende Übersicht dürfte deshalb sicherlich viele 
heiratsfreudige Witwen wie auch deren zukünftige Ehe- 
männer interessieren. 

Abfindung 

aus der Invaliden- bzw. Angestelltenversicherung 

Nach dem Sozialversicherungs-Anpassungsgesetz vom 
17. 6. 1949 ist die Zahlung der Witwenabfindungen wieder 
möglich. Sie werden aber nur dann gewährt, wenn die 
Heirat nach dem 31. Mai 1949 stattfand oder noch erfolgt. 
Die Abfindung beträgt das Dreifache der Jahresrente. Da 
die Min de st rente für die Witwen sich auf 40,— DM 
monatlich beläuft, ergibt sich ein Abfindungsbetrag von 
mindestens 1440,— DM. Sollte ein Teil der Witwenrente 
ruhen, weil nebenher noch eine andere Rente gewährt 
wird, so wird die Abfindung trotzdem von der Gesamt- 
rente, also auch dem ruhenden Teil, errechnet. 

Das gleiche gilt auch für die Witwenrente, die aus der 
Knappschaft gezahlt wird. 

Abfindung aus der gesetzlichen Unfallversicherung 

Bei der Witwe eines durch Arbeitsunfall Getöteten oder 
an einer anerkannten Berufskrankheit Verstorbenen richtet 
sich die Höhe der Abfindung nach dem Jahresarbeits- 
verdienst des Verschiedenen. Drei Fünftel des festgestellten 

Jahresarbeitsverdienstes stehen der Witwe im Wieder- 
verheiratungsfalle zu. Belief sich der Jahresarbeitsverdienst 
beispielsweise auf 3600,—- DM, so würde sich eine Ab- 
findung von 2160,— DM ergeben. Die Mindestabfindung 
beträgt auch hier 1440,— DM. 

Abfindung der Kriegerwitwen 

Erhält eine Witwe nach der Sozialversicherungs-Direktive 
Nr. 27 Witwenrente, so steht ihr, wenn sie sich wieder 
verheiratet, ebenfalls eine Abfindung zu. Sie beträgt drei 
Fünftel des für die Rentenberechnung zugrunde gelegten 
Jahresarbeitsverdienstes von 1800,— DM. Im übrigen sieht 
das neue Bundesversorgungsgesetz im Falle der Wieder- 
verheiratung eine Abfindung von 1200,— DM vor. 

Da in den meisten Fällen auch noch die halbe Rente aus 
der Invaliden- oder Angestelltenversicherung zur Aus- 
zahlung kommt, sei darauf hingewiesen, daß die Abfindung 
aus der Rentenversicherung nicht gekürzt werden darf. 

Antragstellung 

Die Anträge auf Witwenabfindung können bei dem zu- 
ständigen Versicherungsträger (Landesversicherungsanstalt, 
Berufsgenossenschaft usw.) direkt gestellt werden. Die. 
standesamtliche Heiratsurkunde ist beizufügen. Der Antrag 
muß binnen einem Jahre nach der Wiederverheiratung ein- 
gereicht werden. Empfehlenswert ist es, dabei die Renten- 
zeichen genau anzugeben. 

IVir antworten 

Wer erhält Arbeitslosenunterstützung? 

Verschiedene Anfragen aus dem Familienkreis unserer 
Belegschaftsmitglieder veranlassen uns zu nachstehender 
Veröffentlichung: 

Anspruch aus Arbeitslosenunterstützung hat gemäß Ge- 
setz über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
(AVAVG) §§ 87 und 95, wer 

a) unfreiwillig arbeitslos, arbeitsunfähig und arbeits- 
willig ist; 

b) in den letzten 12 Monaten vor der Arbeitslosmeldung 
(Rahmenfrist) wenigstens 26 Wochen in einer versiche- 
rungspflichtigen Beschäftigung gestanden hat. 

In die Rahmenfrist wird diejenige Zeit nicht ein- 
gerechnet, während der der Arbeitslose 

1. durch eine versicherungsfreie Arbeitnehmertätigkeit 
oder durch selbständige Arbeit den erforderlichen Lebens- 
unterhalt erworben hat, oder 

2. eine versicherungspflichtige Beschäftigung ausgeübt 
hat, die nicht zur Erfüllung einer neuen Anwartschaft aus- 
reicht, oder 

3. sich in einem geregelten Ausbildungsgange zur Berufs- 
umschulung oder Fortbildung befunden hat, oder 

4. keine Arbeitslosenunterstützung erhalten durfte, weil 
er noch Leistuntgen aus dem Arbeitsverhältnis bezog, oder 

5. durch Krankheit, Schwangerschaft oder Wochenbett 
zeitweise arbeitsunfähig und nachweislich verhindert ge- 
wesen ist, eine versicherungspflichtige Beschäftigung auf- 
zunehmen oder fortzusetzen, oder 

6. Arbeitslosenunterstützung erhielt, ohne seinen An- 
spruch zu erschöpfen, oder 

7. wegen Arbeitslosigkeit Unterstützung aus öffentlichen 
Mitteln bezog, weil ein Anspruch auf versicherungsmäßige 
Arbeitslosenunterstützung nicht bestand 

Die Rahmenfrist verlängert sich bei Einrechnung der in 
den Punkten 1 bis 7 genannten Erweiterungszeiten im 
Höchstfall auf zwei Jahre. Erwirbt der Arbeitslose durch 
erneute Beschäftigung eine neue Anwartschaft, so erlischt 
die vorherige. 

Die Arbeitslosenunterstützung wird für insgesamt 13 
Wochen gewährt. Die Bezugsdauer erhöht sich bei Arbeits- 
losen, die während der Rahmenfrist wenigstens 39 Wochen 
versicherungspflichtig beschäftigt gewesen sind, auf insge- 
samt 20 Wochen, bei wenigstens 52wöchiger versicherungs- 
pflichtiger Beschäftigung auf insgesamt 26 Wochen. 

Arbeitslosen-Fürsorgeunterstützung erhält bei nach- 
weisbarer Bedürftigkeit, wer arbeitsfähig, ar- 
beitswillig, aber unfreiwillig arbeitslos ist und sich beim 
Arbeitsamt arbeitssuchend gemeldet hat und entweder 

1'. die Anwartschaft auf Arbeitslosenunterstützung nicht 
erfüllt oder den Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung er- 
schöpft hat und bedürftig ist, oder 

2. Arbeitslosenunterstützung erhält, sich jedoch in einem 
Notstand befindet. 

Auf die Arbeitslosen-Fürsorgeunterstützung wird außer- 
dem angerechnet: 

a) Verdienst aus geringfügiger Beschäftigung und sonsti- 
ges Einkommen, sofern es 6,— DM in der Woche über- 
steigt. Hat der Arbeitslose aus mehreren Quellen Einkom- 
men, so bleibt insgesamt nur ein Betrag von 6, DM 
wöchentlich von der Anrechnung frei: 

b) Einkommen eines Angehörigen, der mit ihm im ge- 
meinsamen Haushalt lebt und ihm auf Grund rechtlicher 
Verpflichtung Unterhalt zu gewähren hat. 

Die Arbeitslosen-Fürsorgeunterstützung wird zeitlich un- 
begrenzt gewährt und ist allgemein etwas niedriger als die 
Arbeitslosenunterstützung, 
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Was seder Ton unserer Betriebskrankenkasse wissen muß 

Erhöhung der Barleistungen 

Das Oberversidierungsamt hat mit Wirkung vom 1. 9. 1950 
den nachstehenden 1. Nachtrag zur Kassensatzung genehmigt: 

Die Kasse gewährt: 

§ 5 A a) 4 

Neben Krankenhauspflege o. dergl. Hausgeld an die 
Angehörigen. Es beträgt für einen Angehörigen ein 
Drittel, für 2 Angehörige 40 %> des Grundlohnes. Für jeden 
weiteren Angehörigen wird ein weiterer Zuschuß in 
Höhe von 5 %> des Grundlohnes gezahlt. Das Hausgeld darf 
das nach b) 4 festgesetzte Krankengeld nicht übersteigen. 

§ 5 A a) 5 

Wenn kein Hausgeld zu zahlen ist, wird neben Kranken- 
hauspflege ein Taschengeld von 10 v. H. des Grund- 
lohnes, mindestens aber 1,— DM je Tag gewährt. Das 
Taschengeld darf den Betrag des halben Krankengeldes nicht 
überschreiten. 

§ 5 A b) 4 

Für Versicherte mit Angehörigen, die der 
Versicherte bisher ganz oder überwiegendi unterhalten hat 
und die mit ihm in häuslicher Gemeinschaft leben, wird das 
Krankengeld vom Beginn der 3. Krankheitswoche an durch 
Zuschlag erhöht. 

Es beträgt: 
für verheiratete Mitglieder 60 °/o 
für verheiratete Mitglieder mit 1 Kind im Sinne 

des § 205 RVO 60 °/o 
für verheiratete Mitglieder mit 2 Kindern 65 %> 
für verheiratete Mitglieder mit 3 Kindern 70 °/o 
für verheiratete Mitglieder mit 4 oder mehr Kindern 75 °/o 
für verwitwete oder geschiedene Mitglieder mit 1 Kind 55 °/o 
mit 2 Kindern 60 °/o 
mit 3 Kindern 65 °/o 
mit 4 oder mehr Kindern 70 0/o 

des Grundlohnes. 

Für andere Angehörige im Sinne des § 5 C b 3b — e 
wird ein Zuschlag von 5% des Grundlohnes für jeden 
der dort genannten Angehörigen, auf den die oben ange- 
führten Voraussetzungen zutreffen, zusammen aber nicht 
mehr als 10 °/o des Grundlohnes gezahlt. Das Krankengeld 
darf 75 °/o des Grundlohnes nicht übersteigen. 

§ 5 B 2 

Bei Mitgliederwochenhilfe wird ein Entbindungs- 
kostenbeitrag von 25,— DM gezahlt. 

§ 5 E Satz 1 

Die Kasse gewährt beim Tode eines Versicherten als 
Sterbegeld das 40fache des Grundlohnes nach den Vor- 
schriften der §§ 201, 202 und 203 RVO, mindestens aber 
75,— DM. 

§ 5 F Satz 2 

Das Sterbegeld für Angehörige beträgt: 
Beim Tode des Ehegatten 2/s 
Beim Tode eines Kindes im Sinne des § 205 RVO bis 

zu 6 Jahren oder bei einer Totgeburt 25°/o 
beim Tode eines Kindes von 6—10 Jahren 35 0/o 
beim Tode eines Kindes von 10—14 Jahren 45 °/o 

beim Tode eines Kindes über 14 Jahren 50 °/o 
beim Tode sonstiger Angehöriger im Sinne des 

Absatzes C b) 3b—e 50 °/o 
des Mitgliedersterbegeldes, mindestens aber 50,— DM. 

Es wird um den Betrag des Sterbegeldes gekürzt, auf das 
der Verstorbene selbst gesetzlich versichert war. 

Satzung 

Das Oberversicherungsamt hat einer Erhöhung des 
Taschengeldes für ledige Mitglieder bei der Krankenhaus- 
behandlung in Höhe des halben gesetzlichen Kranken- 
geldes, also 25 Prozent des Grundlohnes, zugestimmt. Mit- 
glieder, die in der Zeit seit dem 1. November 1950 ein 
Taschengeld bekommen haben, werden gebeten, sich an 
unserem Schalter zur Nachzahlung zu melden. 

Krankmeldungen 
Verschiedentlich sind Mitglieder, die arbeitsunfähig waren, 

mit ihrer Krankmeldung verspätet gekommen und haben 
uns erklärt, sie hätten nicht geglaubt, daß sie über drei 
Tage krank feiern und hätten daher die Abgabe der Krank- 
meldung für überflüsig gehalten. Wir kommen dadurch in 
die unangenehme Lage, das Krankengeld erst vom Tage des 
Eingangs der Krankmeldung an auszahlen zu können, so 
daß die Mitglieder Nachteile haben. Ebenso ist es bei leich- 
teren Betriebsunfällen vorgekommen, daß die Meldung 
unterblieben ist, weil der Betreffende nicht glaubte, daß er 
länger als drei Tage feiern müßte. Dadurch wurde die 
Zahlung des Unfall-Lohnes in Frage gestellt. Wir möchten 
unsere Mitglieder deshalb bitten, die Krankmeldung 
in .jedem Falle sofort hereinzureichen, wenn sie 
arbeitsunfähig sind. Ist die Krankheit dann inner- 
halb drei Tagen wieder behoben, so ist es ja eine Leichtig- 
keit, der Krankenkasse hiervon Mitteilung zu machen. 
Wenn aber die Krankheit wider Erwarten länger dauert, so 
ist vermieden, daß das Mitglied Nachteile hat. Ebenso ver- 
hält es sich bei der Meldung eines Betriebsunfalles. Kranken- 
geld und Unfall-Lohn gehen auf keinen Fall verloren, wenn 
die Meldung bei jeder Erkrankung sofort erfolgt. 

Wie wir schon einmal erwähnten, genügt eine vorläufige 
Mitteilung an die Krankenkasse durch Postkarte oder in 
anderer Form, um den Krankengeldanspruch zu sichern. 
Wenn die ärztliche Bescheinigung nicht sofort zur Hand ist, 
so kann sie nachgeholt werden. 

Wie verhalte idi midi bei einer Erkrankung 
außerhalb des Kassenbereidies? 

1. Ärztliche und zahnärztliche Behand- 
lung: Die Behandlung kann nur auf Grund eines Kranken- 
scheines durchgeführt werden. Es ist uns nicht erlaubt, jedem 
Mitglied, das zur Erholung fährt, einen Krankenschein mitzu- 
geben. Wenn möglich, ist vor Inanspruchnahme des Arztes 
ein Krankenschein von uns anzufordern. Wenn der Fall eilig 
ist, muß der Krankenschein nachgebracht werden. Es muß 
aber ein zur Kassenpraxis zugelassener Arzt aufgesucht 
und diesem vor Beginn der Behandlung die Mitgliedschaft 
nachgewiesen werden. Nur, wenn ein Kassenarzt nicht 
oder nicht rechtzeitig zu erreichen ist, darf für die ein- 
malige Erste Hilfe ein anderer Arzt aufgesucht wer- 
den. Auch diesem ist die Mitgliedschaft nachzuweisen. Die 
weitere Behandlung muß ein Kassenarzt durchführen. 
Andernfalls werden Privatsätze berechnet, die die Kasse 
nicht vergüten kann. Dasselbe gilt für die Inanspruchnahme 
von Zahnärzten und Dentisten. Die Inanspruchnahme von 
Heilkundigen zu Lasten der Kasse ist nicht möglich. 

2. Zahnersatz darf im allgemeinen außerhalb nicht 
angefertigt werden. Sollte dies ausnahmsweise nötig sein, 
so muß genau wie hier am Platze ein Kostenvoranschlag 
zur Genehmigung eingereicht werden. 

3. Arznei und Heilmittel: Arzneien dürfen nur 
auf Grund eines von einem Kassenarzt ausgestellten Rezeptes 
von der Apotheke geholt werden. Die Vergütung von selbst 
bezahlten Arzneien muß abgelehnt werden, auf jeden Fall aber 
wird der der Kasse entgehende Apothekerrabatt gekürzt. 

4. Krankenhausbehandlung: Es ist auf Grund 
einer kassenärztlichen Bescheinigung das nächste Kranken- 
haus aufzusuchen und der Kasse sofort Meldung zu machen, 
damit die Kasse die Kosten bewilligen kann. Eine Unter- 
bringung in einer anderen als der niedrigsten Verpflegunigs- 
klasse kann nicht zu Lasten der Krankenkasse erfolgen. 

5. Alle übrigen Leistungen der Kasse können 
nur bewilligt werden, wenn sie vorher bei uns bean- 
tragt wurden. 

Erholungskuren 

Kuren für erholungsbedürftige Mitglie- 
der, die wir im Sommer unter strengster Prüfung der Be- 
dürftigkeit für 4 Wochen durchzuführen pflegen, beabsichti- 
gen wir im Winter bis zum 31. 3. 1951 bei Anlegung 
eines großzügigen Maßstabes für 5 Wochen 
durchztuführen. Da darüber hinaus Winterkuren erfahrungs- 
gemäß bessere Kurerfolge zeitigen als solche im Sommer, 
bitten wir unsere Mitglieder, die eine Erholungskur nötig 
haben, diese jetzt zu beantragen. 
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Der Unterrichtsraum im Gebäude unserer Lehrwerks-att in der Stahlwerkstraße hat nach seiner Überholung 

wieder ein freundliches Gesicht erhalten. In ihm findet die theoretische Ausbildung der Lehrlinge — auch der kaufmän- 

nischen — statt. Audi die Meisterlehrgänge, Besprechungen der Ausbilder usw. werden in ihm veranstaltet und durchge- 

führt. Unser Bild zeigt eine Gruppe Lehrlinge bei einer schriftlichen Klassenarbeit. 

DAS 

GUTE BUCH 

PETRARKA: „Freunde habe ich, deren Gesellschaft 

mir sehr wert ist. Allen Ländern und Zeiten entstammen 

sie, mit Ehren hat sie ihre Gelehrsamkeit überhäuft. Dabei 

ist es leicht, mit ihnen zu verkehren, denn sie stehen mir 

immer zu Diensten, immer sind sie willfährig, mir Ant- 

worten auf die Fragen zu geben, die ich ihnen stelle. Die 

einen berichten mir von den Geschehnissen vergangener 

Tage, die anderen entschleiern mir die Geheimnisse der 

Natur. Von diesen lerne ich, wie ich zu leben, von jenen, 

wie ich zu sterben habe. Manche erheitern meinen Geist 

dhrch Munterkeit und scheuchen meine Sorgen hinweg. 

Andere geben meinem Geiste Kraft und lehren mich das 

Wichtigste, den Wünschen zu gebieten und auf eigenen 

Füßen zu stehen. Kurz, sie öffnen mir die Tore zu allen 

Künsten und Wissenschaften, auf ihre Belehrung kann ich 

mich immer verlassen. Und als Gegenleistung für alles das, 

was sie mir bieten, verlangen sie nichts weiter als einigen 

Raum in irgendeiner Ecke meines bescheidenen Hauses." 

Das gute Buch zu billigem Preis kann durch die Bücher- 

gilde Gutenberg bezogen werden, und zwar bei einem 

Monatsbeitrag von nur 1,35 DM. Alle Auskünfte erteilt die 

Pressestelle, Eberhardstraße 23. 
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Um das Mitbestimmungsredit 
BetriebsräteyoIIversammlung der eisenschaffenden Industrie 

Am 3. Januar 1951 fand in Bochum unter Anwesenheit des 
ersten Vorsitzenden des DGB, Dr. h. c. Böckler, und des 
ersten Vorsitzenden der IG. Bergbau, August Schmidt, eine 
stark besuchte Konferenz der Betriebsräte der eisenschaffen- 
den Industrie statt. 

Walter Freitag, der erste Vorsitzende der IG. Metall, 
gab einen zusammenfassenden Bericht über den Stand des 
Kampfes um das Mitbestimmungsrecht. Das Gesetz 27 und 
damit auch die Kompetenzen zur Neuordnung der west- 
deutschen Montanindustrie würden, worauf alles hindeute, 
schon in nächster Zeit in deutsche Hände übergehen. Aus 
den Erklärungen des Bundeswirtschaftsministers Erhard, die 
er kürzlich ihm (Freitag) gegenüber abgegeben habe, ergebe 
sich, daß beabsichtigt sei, das Mitbestimmungsrecht, das in 
den entflochtenen Werken durch Militärregierungsgesetz 
besteht, in Fortfall kommen zu lassen, weil dieses Recht 
angeblich dem deutschen Recht, beispielsweise dem Aktien- 
recht, widerspreche. Die Haltung der IG. Metall sei ein- 
deutig und klar: Wenn es nach dem jetzigen deutschen 
Recht kein entsprechendes Gesetz gäbe, dann sei es schon 
längst die Pflicht der Bundesregierung gewesen, ein solches 
Recht und ein solches Gesetz zu schaffen, das in sich die 
Mitbestimmung verankere. Die deutsche Arbeitnehmer- 
schaft wolle nicht „mehr Rechte", sondern das 
Recht schlechthin, und sei sie bereit und gewillt, 
das Recht, das sie habe, bis zum äußersten zu verteidigen. 
Die Arbeiterschaft sei bereit und gewillt, dieses Recht zu 
erkämpfen und zu sichern. 

In einer gemeinsamen Sitzung des Vorstandes und' Bei- 
rates der IG. Metall sei folgendes beschlossen worden: Nach 
vorheriger ordnungsmäßiger Kündigung, die zum 31. Januar 
1951 ausgesprochen werden und in Kraft treten müsse, 
werden die Arbeitnehmer der entflochtenen Werke der 
eisenschaffenden Industrie am 31. Januar, 0.00 Uhr, die 
Arbeitsstätten verlassen, und sie werden die Arbeit erst 
dann wiederaufnehmen, wenn die Mitbestimmung erfolg- 
reich verteidigt und der letzte Arbeitnehmer an seinem alten 
Arbeitsplatz wiedereingestellt worden ist. 

In der anschließenden Diskussion wurde wiederholt die 
Meinung vertreten, daß das Ergebnis der Urabstimmung 
automatisch den Vorstand der IG. Metall autorisiere, nun 
von sich aus einen Streiktermin zu bestimmen. 

Demgegenüber wurde dargelegt, daß nach den bestehen- 
den arbeitsrechtlichen Bestimmungen die Kündigung des 
Arbeitsverhältnisses erforderlich sei, um Regreßansprüche 
der Unternehmer gegen die Gewerkschaften und den ein- 
zelnen Arbeitnehmer illusorisch zu machen. 

Kollege Walter Freitag stellte sehr klar heraus: „Wir 
bedauern, daß es zu diesen Auseinandersetzungen kommt. 
Wir hätten gewünscht, daß wir mit der Bundesregierung in 
Frieden diese Frage, die seit Jahr und Tag auf der Tages- 
ordnung steht, hätten klären können. Und erinnern wir uns: 
Die Bundesregierung hat erklärt, daß sie Verständnis dafür 
habe. Aber platonische Liebeserklärungen helfen und 
genügen uns dabei nicht! Die Zeit ist gekommen, 
daß wir Taten sehen wollen! 

Wir haben zu zeigen, daß ein eiserner Wille uns 
beseelt. Wer nicht will, daß wir zu den Verhältnissen von 
vor 1945 zurück geworfen werden, der trägt in den nächsten 
Tagen dafür Sorge, daß jeder Arbeiter und Angestellte die 
Bedeutung dieses Kampfes erkennt und weiß, worum es 
geht. Ich weiß, daß wir damit von unseren Kollegen große 
Opfer verlangen. Ich weiß aber auch, daß es für die Arbeiter 
der Eisen- und Stahlindustrie nur eines geben kann, und 
das ist das, ihren geschlossenen Willen durchzusetzen. Das 
Recht der Mitbestimmung muß den Eisen- 
und Stahlarbeitern für alle Zukunft ge- 
sichert werden! Zeigt, daß ihr den Willen und die 
Entschlossenheit der gesamten deutschen Gewerkschafts- 
bewegung verkörpert, daß ihr zu anderen wirtschaftlichen 
Zuständen kommen wollt und daß es nach eurer Auffassung 
notwendig ist, die politische Demokratie in 
Deutschland durch die wirtschaftliche zu 
ergänzen und so die demokratische Entwicklung für alle 
Zukunft zu sichern!" 

Einmütige Haltung der Belegschaft 
In der Betriebsratssitzung vom 6. Januar 

1951 wurde die Durchführung der Maßnahmen, zu 
denen der Vorstand der IG. Metall die Arbeitnehmer- 
schaft aufgerufen hatte, eingehend besprochen. Die 
Durchführung der Maßnahmen wurde mit 14 gegen 3 
Stimmen gebilligt. 

In einer Vertrauensmännersitzung vom 
8. Januar 1951 gab Gewerkschaftssekretär Walter 
Sander einen Überblick über den Kampf um das Mit- 

bestimmungsrecht und über die augenblickliche Lage. 
Betriebsratsvorsitzender Schwentke unterstrich, 
daß, falls mit dem 1. Februar der Ausstand begänne, 
die Arbeit erst dann wiederaufgenommen würde, wenn 
der letzte Arbeitnehmer die Arbeit an seinem Arbeits- 
platz wiederaufgenommen habe. 

In der Abstimmung bekannten sich 247 Ver- 
trauensleute zu den Maßnahmen des Vorstandes der 
IG. Metall, 9 Vertrauensleute stimmten dagegen. 

überwältigendes Ergebnis 
Geradezu überwältigend war das Echo der Kollegen- 

schaft. Bei Redaktionsschluß (13. Januar) lag folgen- 
des Ergebnis vor: 

Belegschaftsmitglieder 

gekündigt bzw. solidarisch erklärt 
haben sich 10 031 
krank waren 407 
in Urlaub befanden sich 325 

Da die Angestelltenschaft wegen der längeren und 
unterschiedlichen Kündigungsfristen nicht zum 31. 
Januar zu kündigen vermochte, gab sie annähernd 

lOOprozentig durch Unterschriftsleistung folgende Er- 
klärung ab: 

„Die nachstehenden Angestellten der Westfalen- 
hütte Dortmund AG. erklären sich mit den Maßnahmen 
der IG. Metall, das Mitbestimmungsrecht zu erreichen, 
einverstanden." 

Erfreulicherweise ist zu verzeichnen, daß auch die 
—■ relativ wenigen — Unorganisierten und ebenfalls 
die Angestellten, soweit sie noch in der DAG organi- 
siert sind, sich den Maßnahmen der IG. Metall an- 
schlossen. 
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Die drei Betriebsratsmitglieder und neun Vertrauens- 
männer, die in den vorhergehenden Sitzungen sich 
gegen die Kündigung, aber für einen Streik ausge- 
sprochen hatten, schlossen sich nachträglich dem Vor- 
gehen der übergroßen Mehrheit an. 

Beachtenswert ist noch, daß viele Urlauber und 
Kranke sich im Werk meldeten, ja sich teilweise zum 
Werk bringen ließen, um ihre Kündigung zu voll- 
ziehen. 

Der Anteil derer, die die Unterschriftsleistung auf 
der Kündigungs- bzw. Solidaritätserklärungsliste ver- 

weigerten, ist so gering, daß er sich prozentmäßig 
kaum ausdrücken läßt. 

Bei Redaktionsschluß liegen Erklärungen der Bun- 
desregierung bzw. des Bundeswirtschaftsministers vor, 
nach denen keinesfalls beabsichtigt sei, das Mitbestim- 
mungsrecht und die sozialen Errungenschaften auf den 
entflochtenen Werken anzutasten. 

Die IG. Bergbau hat zur Urabstimmung aufgerufen. 
Andere Gewerkschaften haben sich solidarisch er- 
klärt. Das Ende des Kampfes um das Mitbestimmungs- 
recht ist im Augenblick noch nicht abzusehen. 

Mitbestimmung im Ausland 
In der innerdeutschen Diskussion um das Mitbestimmungsrecht ist es sicher- 

lich interessant, einen allgemeinen Überblick über die Regelung der Mitbestim- 
mungsfrage der Arbeitnehmerschaft im Ausland zu erhalten. Die Informationen, 
die wir nachstehend geben und die wir im wesentlichen den „Auslands-Nach- 
richten des DGB" entnehmen, können und wollen nicht erschöpfend sein; sie 
sind mit Hilfe der einschlägigen Literatur und Stellungnahmen von Sachver- 
ständigen aus den betreffenden Ländern zusammengestellt. 

Großbritannien 
Die Notwendüigkedt, während des zweiten Weltkrieges 

möglichst viel umid schnell Kriegsmaterial herzustelien, 
zwang die meisten westeuropäischen und überseeischen 
Ländler zu der Errichtung soganammter „Gemeinsamer Pro- 
duiktionsausschüsse" (Joint Production Committees). Der- 
artige Ausschüsse wurden besonders in Großbritannien und1 

den USA, aber auch in Australien und Kanada auf dem 
Vertragswege zwischen Unternehmern und Arbeitnehmern 
errichtet und von Regierungsseite gefördert. Seit Einstellung 
der Feindseligkeiten haben die Arbeitnehmer verschiedener 
europäischer und außereuropäischer Länder innerhalb eines 
gewissen Rahmens über die Produktionsaus- 
schüsse hinaus ein Mit b e s t im mu ng s r e ch t 
in ihren Betrieben erhallten. 

Das Jahr 1917 ist das Geburtsdatum der Miitberatung 
(Jotot Consultation) des britischen Arbeitniehmers im Betrieb. 
Um dem Kampf zwischen Kapital und Arbeit die bestehende 
Schärfe zu nehmen unidl eine Verbesserung der Beziehungen 
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer herbeizuführen, 
hatte die Regierung im Jahre 1916 die sogenannte Wbitley- 
Kommission (Committee on Relations between Employees 
and Employer) ernannt, deren Bericht die Einrichtung von 
gemeinsamen Industrieräten und gemeinsamen Prodluktions- 
ausschüssen amregte (Joint Industrial Councils and Joint 
Production Committees oder Works Committees). Die ge- 
meinsame Beratung wundle für drei Ebenen empfohlen, die 
nationale Ebene für gesamte Wirtschaftszweige, die 
bezirksmäßige Ebene und die betriebliche 
Ebene. Diesem Gedanken lag der Wunsch nach G 1 e i c h - 
r e c h t i g u m g der Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer, die ein gemeinsames Bemühen um das Gedeihen 
der Wirtschaft und eine Steigerung der Produktivität ver- 
binden sollte, zugrunde. 

Nach Beginn des zweiten Weltkrieges schuf man zur Be- 
ratung der Regierung in Angelegenheiten von gemednsamem 
Interesse einen Nationalbeirät aus Arbeitgebern und Arbeit- 
nehmern (National Joint Advisory Council), der aus 17 
Mitgliedern des Arbeitgeberverbandes und des Gewerk- 
schaftsrates bestand und dessen Zweok es war, die Re- 
gierung bei der Durchführung ihrer nationalen Verteidi- 
gungsmaßmahmen von der Seite der Produktionssteigerung 
her zu unterstützen. 

Im Juli 1943 gab es, einer Statistik des Produktions- 
ministeriums zufolge, 4169 Produktionsausschüsse, die für 
mehr als 2,5 Millionen Arbeiter zuständig waren. Zu einer 
generellen an Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften 
gerichteten Empfehlung zur allgemeinen Errichtung gemein- 
samer Beratumgsausschüsse für den regelmäßigen Meimungs- 
aiustausch zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern in 
Prodluktionsfragen entschloß sich der Nationalrat jedoch erst 
im Jahre 1947. 

Die Aufrechterhaltung der Vollbeschäftigung und die 
Wirtschaftskrise zwangen Großbritannien, das Interesse für 
Mitberatung au erhalten, so daß es heute aus der britischen 
Industrie nicht mehr fortzudenken ist. Die Regierung gab 

und gibt sich alle Mühe, die Industrie zu bewegen, derartige 
Komitees wo eben möglich zu schaffen. Sie beabsichtigt 
jedoch nicht, die Mitberatung gesetzlich festzulegen. Auch 
sprach sich der Generalrat des britischen Gewerkschafts- 
bundes, dessen Kongreß von 1947 ein Antrag auf -ein ge- 
setzlich verankertes wirtschaftliches Mitberatungsrecht vor- 
lag, gegen jeglichen staatlichen Zwang -aus mit der 
Begründung, daß die „organisierte Gewerkschaftsbewegung 
dafür sorgen kann, daß diese Komitees ein wichtiger Be- 
standteil der gewerkschaftlichen Funktionen im Betriebe 
werden" und 'daß vermieden werden müsse, daß gewerfc- 
schaftsfsmdlidie Unternehmer die Komitees als ein Instru- 
ment gegen die weitergesteckten Ziele der Gewerkschaft 
mißbrauchen. Diese Gefahr besteht aber, wenn in Betrieben, 
die nicht vom Gewerkschaft&gedänken erfaßt sind, Komitees 
eingerichtet würden, die gewissermaßen 'als Ersatz für die 
Gewerkschaften auftreten könnten. 

Was nun von Fall zu Fall unter Mitbestimmung zu ver- 
stehen ist, muß nach individualistischer englischer Ansicht 
innerhalb der mehr als 50 000 Betriebe vereinbart werden, 
aus denen die britische Industrie besteht. Die wichtigsten 
Faktoren bei dieser Zusammenarbeit sind d'ie Schaffung 
eines gegenseitigen Vertrauens, das auf einer besserem 
Relation zwischen Löhnen und Profiten basieren muß, die 
Entwicklung eines Verantwortungsgefühls unter -den Arbeit- 
neihmern für den Betrieb, -dem sie nicht nur als ein Werk- 
zeug auf zwei Beinen -angehöxen, somd-ern mit dem sie 
verwachsen -sollen. 

Wir wollen unsere Betrachtung über Graßbritan-nien nicht 
schließen, ohne eine gewichtige Stimme zur Mith-estimmiung 
gehört zu haben. Wir meinen damit den „Economist", die 
bekannteste Wirtschaftszeitung Englands, die bereits am 
18. September 1948 unter dem Eindruck -des 80. Jalbr-es- 
kongr-es-s-es des britischen Gewerkschaftsbun-des schrieb, daß 
Regierung, In-dustrieverbän-de und Gewerkschaften der Mit- 
bestimmung wachsendes Gewicht beimes-s-en-, damit die ver- 
trauensvolle Zusammenarbeit zwischen Arbeitgeber und1 

Arbeitnehmer im Betriebe entwickelt und- dadurch eine 
Erhöhung der Produktivität und damit -auch idter Produktion 
selbst erreicht werde; die Steigerung der Produktion sei 
aber das Kernproblem -der gegenwärtigen britischem Wirt- 
schaftspolitik. 

Kanada 
Auch im kanadischen Arbeitsmiinisterium gibt esi eine 

besondere Abteilung für betriebliche Zusammen- 
arbeit, (deren Aufgabe -es ist, die freiwillige Bildung 
gemeinsamer I n d u s t r i e a u s s- c -h ü s s e (Joint Pro- 
duction Committees) zum Zwecke de-r Produktionsverb-esse- 
rung und -Steigerung zu fördern und das stetige Anwachsen 
solcher Ausschüsse in den Provinzen seit Ende 1944 zu 
registrieren. Am 31. März 1949 gab es in Kanada 615 Aus- 
schüsse, die -die Interessen von 275 000 Arbeitern vertraten 
gegenüber 576 Ausschüssen im Juni 1948, 542 Ausschüssen 
am 31. Dezember 1947, 346 zu Ende -dds Krieges und 250 
im Jahre 1944. Die Aufgaben dieser Ausschüsse entsprechen 
fast genau denen der englischen. 
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USA 
Auch in den USA heißt die Devise „größere Pro- 

duktionsleistungen durch wirtschaftliche, 
technische und soziale Zusammenarbeit 
zwischen Arbeitnehmern und Arbeitge- 
ber n." 

Es gibt in den USA keine Betriebsräte. Alle Beziehungen 
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer liegen im Zustän- 
digkeitsbereich der Gewerkschaft, und es ist die Gewerk- 
schaft im Betrieb, die zum größten Teil die Probleme 
zwischen den Sozialpartnern löst. Darüber hinaus steht den 
Gewerkschaftsvertretern zu, während der Arbeitsstunden 
die Betriebe aufzusuchen und mit den Arbeitnehmern zu 
sprechen. 

Die „Union shop"-Klausel sieht das Recht der Ge- 
werkschaft vor, jeden neu eingestellten Arbeiter zu 
zwingen, der Gewerkschaft beizutreten, falls die Mehr- 
zahl der Belegschaft dafür stimmt. 

Eine sehr umfassende Mitbestimmung haben sich die 
Gewerkschaften z. B. in der komplizierten Bekleidungsindu- 
strie vertraglich gesichert, in der vorher ziemlich chaotische 
Zustände herrschten. Diese Mitbestimmung regelt nicht nur 
Löhne und Arbeitsbedingungen, sondern auch die Auftrags- 
vergabe, die Preislage, den Arbeitsumfang, die Zahl der 
Zulieferer, die Arbeitsteilung, die Arbeitszeit je nach ver- 
wendetem Material, die Buchführung, die Kalkuliationen. 
Besonders die Budikontrolle gibt der Gewerkschaft ein 
vollständiges Bild der Gewinne und Verluste. 

Konnten die Gewerkschaften :die ablehnende Haltung der 
Unternehmer anf den Gebieten der Finanz-, Produktions-, 
Verkaufs- und Preispolitik, wenn auch nicht verstehen, so 
doch zunächst noch ertragen, so konnten sie sich nicht mit 
der Beschränkung ihrer Mitbestimmung in reinen Arbeiter- 
fragen, wie Einstellung und Beförderung, Beurteilung der 
Leistung, Bestimmung der Arbeitsmethoden, Stillegung des 
Betriebes, 7abi der Beschäftigten, Sicherheitsmaßnahmen, 
Auswahl der Werkmeister und ähnlichem einverstanden 
erklären. Auf allen diesen Gebieten, wie z. B. Mindestlöhne, 
Arbeitszeit, Uberstundenbezahlung, Schichtzulagen für Spät- 
und Nachtschicht, bezahlter Urlaub, Sozialversicherung, 
Entlassung, ErziehungsbeihiMe, Arbeitsschutz usw. und aiuch 
darüber hinaus in der Regelung der Alterspensdonen und 
Invalidenrente ist die Mitbestimmung der Arbei- 
ter durch die Gewerkschaft jetzt auf Ver- 
tragsbasis gesichert. Allmählich hat der amerika- 
nische Unternehmer aus der Arbeiterknappheit im Kriege 
und in der Nachkriegszeit ans psychologischer Erkenntnis 
und aus wirtschaftlicher Klugheit gelernt, mehr Verständnis 
für die Arbeiterschaft aufzubringen. Er hält es jetzt für 
richtig, seine Maßnahmen zu erklären (Information). In 
einem weiteren Schritt der Annäherung hört er die Meinung 
der Arbeiter zu seinen Maßnahmen (Communication). Die 
nächste Stufe ist die Befragung der Arbeiter um Rat (Con- 
sultation). Und endlich ails letzte Stufe die gemeinsame 
Ausarbeitung und Lösung der Probleme (Participation). 
Dabei besteht in Amerika ebensowenig wie in England die 
Absicht, den Unternehmer zu beseitigen. Nichts anderes 
meinte wohl Philip Murray, wenn er in der Feststellung zu 
der Schrift „Should Labor have adirect share in Managemsnt" 
(veröffentlicht von CIO Dept, of Education and Research, 
Herbst 1946) sagte: „— die organisierte Arbeiterschaft be- 
zweifelt nicht das Recht des Unternehmertums auf Leitung 
des Unternehmens. Es ist aber ein Irrtum, anzunehmen, daß 
ein Arbeitgeber bei seiner Tätigkeit auf Unterstützung durch 
die Arbeitnehmer verzichten kann." Die Schrift betont in der 
Zusammenfassung ausdrücklich, daß die Arbeitnehmer in 
der ProdukticHisschlacht während des Krieges hinreichend 
bewiesen haben, daß sie imstande sind, an der Betrietos- 
fühning teilzuhaben. 

Frankreich 
Nach einer gesetzgeberischen Tätigkeit von über 5 Jahren 

(22. Januar 1945 bis 22. Februar 1950), die auf dem Gebiete 
der „Betriebsausschüsse“ (Comites d'entreprise) den seit den 
Gesetzen von 1936 und 1938 veränderten Gegebenheiten 
Rechnung zu tragen hatte, müssen in Frankreich in allen 
privaten und öfentlichen Betrieben mit einer Beschäftigten- 
zahl von mindestens 50 derartige, aus dem Be trieb simhaber 
als Vorsitzenden, 2 bis 8 Betriebsangehörige als ordentlichen 
Mitgliedern und je einem Delegierten der im Betrieb ver- 
tretenen repräsentativsten Gewerkschaftsorganisationen' zu- 
sammengesetzte Ausschüsse gebildet werden. Um die Jahres- 

weirdle 1948/49 wurden bereits mehr als 10 000' solcher Aus- 
schüsse gezählt. 

Nach Artikel 3 der Verordnung vom 22. Februar 1945 in 
der Fassung vom 16. Mai 1946 gdbört zu den Funktionen 
der Ausschüsse eine Prüfung aller von Arbeitgeber- oder 
-nehmerseite eingeb rächten Vorschläge zum Zwecke der 
Produktionsverbesserung und Produiktionssteigerung, In 
Fragen, welche die Organisation, die Geschäftsführung, den 
allgemeinen Gang des Betriebes, die Veränderung seines 
Zweckes oder Umfanges, die Erschließung neuer Märkte, 
'die Herstellung neuer Erzeugnisse usw. betreffen, müssen 
die Ausschüsse zu Rate gezogen werden. 

Die Unternehmer sind verpflichtet, die 
Ausschüsse über die Geschäftsgewinne zu unterrichten, sie 
über deren Verwendung amzuhören und ihnen alljährlich 
einmal einen Geschäfts- und Kassenbericht vorzulegen. Es 
steht dem Ausschuß frei, diesen Bericht von einem Bücher- 
revisor prüfen zu Lassen. Die Sachbearbeiter müssen mit 
ihren Unterlagen zur Verfügung gehalten werden. Auch die 
Preisbildung wird von diesen Ausschüssen wesentlich mit- 
bestimmt. Daß die Zusammenarbeit in diesen Fragen auch 
in Frankreich nicht immer reibungslos verläuft, braucht 
nicht besonders betont zu werden. In solchen Fällen können 
die Ausschüsse die staatlichen Aufsichtsorgane um schieds- 
richterlichen Entscheid anrufen. 

Zur Frage der G ewdnnbetelligun g der Arbeit- 
nehmer soll das Beispiel der großen Ofenfabrik Godim, 
in der die Belegschaft seit über 75 Jahren nach genau fest- 
gelegten Grundsätzen am Gewinn beteiligt ist, nicht ver- 
schwiegen werden. Es bedarf keiner besonderen Hervor- 
hebung, daß die Arbeit der Ausschüsse auf dem weiten 
Gebiet der Sozialbetreuung erfolgreich war und von Arbeit- 
geberseite am wenigsten mit Mißtrauen betrachtet wurde. 

Eine entscheidende Bedeutung für die künftige Entwick- 
lung der Produktion kann die von der Regierung vorge- 
schlagene und von zahlreichen Betrieben bereits angenom- 
mene „Produktivitätsprämie" erlangen. Diese Prämie unter- 
scheidet sich grundsätzlich von den Leistungsprämien, da 
ihre Errechnungsgrundlage nicht wie hei diesen das Ergebnis 
einer individuellen Arbeit oder der Leistung einer Arbeits- 
gruppe ist, sondern des jährlichen Gesamtertrages des 
einzelnen Unternehmens. 

Belgien 
Mit der Schaffung der sogenannten „Nationalen Konferenz 

der Arbeit" am 16. September 1944, erhielt Belgien eine 
Einrichtung, die bestimmt ist, die Zusammenarbeit 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
zu fördern. Durch diese Institution, in der Regierung, Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer vertreten sind, haben Gewerk- 
schaftsdelegierte die Möglichkeit, Beschlüsse zugunsten der 
Arbeiter zu erwirken, wie z. B. im Jahre 1944 eine all- 
gemeine Lohnerhöhung von 60 Prozent, 1945 weitere 20 
Prozent, einen gesetzlich festgelegten Mindestlohn, eine 
Preissenkung von 10 Prozent im Jahre 1946, bezahlten 
Urlaub, zuerst acht und dann zehn Tage jährlich, Erhöhung 
der Familienunterstützungen und Pensionen. Hätten vor dem 
Kriege derartige Forderungen langwierige Verhandlungen 
innerhalb einer Fabrik oder eines Bezirkes nötig gemacht, 
so konnten durch die „Nationale Konferenz idler Arbeit" 
diese Forderungen gleich auf nationaler Ebene und für alle 
Arbeitnehmer durchgesetzt werden. Auf diese Weise üben 
die Gewerkschaften in wirtschaftlichen Angelegenheiten 
jetzt mehr Einfluß aus, als je zuvor. 

Eine noch einflußreichere Stellung nehmen die Gewerk- 
schaften seit der Gründung des „Zentralen Wirtschafts- 
rates“ am 21. September 1949 ein. Dieser Zentralrat ist ©ine 
beratende Körperschaft, die sich aus 50 Mitgliedern, davon 
44 Vertreter der Unternehmer und Arbeatnehmer, zuzüglich 
6 Experten, zusammensetzt. Dem Zentralrat auf Landesebene 
entsprechen Fachausschüsse auf Fachgmppenebeme und 
Untemehmungsräte auf der Ebene der einzelnen Unter- 
nehmungen. Zentralrat und! Fachgruppenräte haben nur das 
Recht, auf Antrag der Minister oder des Parlamentes oder 
aus eigener Initiative Probleme zu studieren, die mit der 
nationalen Wirtschaft im Zusammenhang stehen, und Gut- 
achten über wirtschaftliche Fragen abzugeben. 

Ähnlich wie in Frankreich und nach harten Auseinander- 
setzungen sind auch in Belgien Unternehmungen mit min- 
destens 50 Beschäftigten verpflichtet, einen Be- 
triebsausschuß zu errichten, der sich einerseits 
aus dem Leiter des Unternehmens und seinem Beauftragten 
und andererseits aus den Vertretern der Belegschaft zu- 
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sammensetzt. Dieser wird nach Vorschlägen der repräsenta- 
tivsten Gewerkschaften gewählt. Die Betriebsausschüsse 
befassen sich mit Maßnahmen, welche die Organisation des 
Betriebes und die Arbeitsbedingungen betreffen und sind 
berechtigt, von der Betriebsleitung Informationen über die 
Produktionsleistung und amtiere wirtschaftliche und finan- 
zielle Probleme zu fordern. Sie haben das Recht, die bei 
der Einstellung und Entlassung der Arbeitnehmer an.ge- 
wendeten Methoden au überwachen und alle sozialen Ein- 
richtungen des Betriebes zu kontrollieren. Sie haben auch 
das Recht, die Bilanz, das Inventar sowie die Gewinn- und 
Verlustredmung zu überprüfen. Auf Verlangen der Beleg- 
schaft können die vorgelegten Unterlagen durch einen 
vereidigten Wirtschaftsprüfer geprüft werden. 

Schweden 
Man ist in Schweden dahingekommen, sowohl die poli- 

tische wie auch die soziale und Wirtschaft- 
licnG Demokratie mehr als sin Prinzip der 
Zusammenarbeit aufzufassen denn als Majoritäts- 
herrschaft. Dies mag für manche Ohren eigentümlith klingen, 
erklärt sich aber aus dem erwähnten Umstand, daß es in 
diesem Lande kaum irgendein soziales Ressentiment gibt 
und die Sozialpartner sich deshalb gegenseitig als gleich- 
wertig und gleichberechtigt betrachten. 

Als man nach dem zweiten Weltkrieg nach Wegen zu 
einer Lösung des wirtschaftlichen MitJbestimmungsrechtes 
in den Betrieben suchte, lag es nahe, auch dieses' Problem 
mit Hilfe eines Gegenseitigkeitsvertrages zu lösen. Dieser 
Vertrag wurde am 30. August 1946 zwischen der Schwe- 
dischen Arbeitgebervereinigung und dem Schwedischen 
Gewerkschaftsbund abgeschlossen. Er würde sich, mach 
deutschem Sprachgebrauch, Vertrag über Betriebsausschüsse 
(ro re tagsmnmde r — Untemehmungsaussdiüsse) nennen 
und basiert auf einem älteren, schon 1938 abgeschlossenen 
Hauptvertrag zwischen den gleichen Organisationen, welcher 
die Regelung von Gesamt- und Einzelstreitigkeiten aus 
kollektiven Arbeitsverträgen betraf und etwa als eine freie 
Vereinbarung über das Schlichtungswesen angesehen werden 
kann. Der Vertrag von 1946 über die Betriebsausschüßse ist 
eine Weiterführung und Ergänzung dieses älteren Ver- 
trages und bedient sich eines durch diesen geschaffenen 
„Arbeitsmarktrates" als letztentscheidemde Instanz im Falle 
von Auslegungs- und anderen Differenzen, soweit sich sofche 
aus der Tätigkeit der Betriebsausschüsse ergeben. 

Bis zum Frühjahr 1950 sind in 2650 Unternehmungen mit 
mehr als 25 beschäftigten Arbeitern Betriebsaus- 
Schüsse gebildet worden. In 403 kleinen Unternehmungen 
mit weniger als 25 Arbeitern wurden Betriebsobleute ge- 
wählt. Insgesamt umfassen diese Betriebe 607 000 Arbeiter, 
etwas mehr als die Hälfte der Mitglieder des Schwedischen 
Gewerkschaftsbundes. Damit dürften praktisch in allen 
größeren Industriieuntemehmungen von einiger ökonomi- 
scher Bedeutung Betriebsausschüsse errichtet sein. 

, Die Aufgaben dieser Ausschüsse werden wie folgt Um- 
rissen: Sie sind ein Organ für Information und gegenseitige 
Beratung und haben für eine laufende Zusammen- 
arbeit zwischen dem Arbeitgeber und den Arbeit- 
nehmern zu wirken, mit dem Ziel, eine bestmögliche Pro- 
duktion zustande zu bringen. Sie haben weiter die Aufgabe, 
den Arbeitnehmern Einsicht in die wirtschaftlichein und 
technischen Bedingungen sowie in die Resultate des Unter- 
nehmens zu bereiten. Weiter haben sie für die Sicherheit 
des Anstellungsverhältnisses zu wirken und für Unfallver- 
hütung, für hygienische Verhältnisse im Betrieb sowie für 
das Wohlbefinden idler Arbeitnehmer während der Arbeit 
zu sorgen. Sie sollen schließlich auch die Berufsausbildung 
innerhalb des Betriebes fördern und im übrigen ganz allge- 
mein auf gute Produktion^, und Arbeitsverbältnisse hin- 
wirken. 

Zum Zwecke der Erfüllung dieser Aufgaben hat der 
Betriebsausschuß — mit besonderer Rücksichtnahme auf die 
Verwendung der Erfahrungen und Einsichten der Arbeit- 
nehmer — produktionstechnische, betriebsiorganisatorisdie, 
Planungs- und betriebliche Entwicklungsfragen zu behandeln. 
Es obliegt hierbei dem Arbeitgeber, dem Ausschuß laufende 
Übersichten über die Produktion sowie Berichte über ge- 
plante und durchgeführte Umstellungen oder über andere 
wichtige Veränderungen der Betriebs- und Arbeitsverhält- 
nisse zu geben. Ebenso hat er — allerdings mit der Ein- 
schränkung: soweit dadurch dem Unternehmen kein Schaden 
zugefügt wird — über neue Erzeugungen, neue Produktions- 
Oder Arbeitsverfahren und andere technische Anordnungen 
Bericht zu erstatten. 

Mit Hinblick auf die wirtschaftlichen Verhältnisse ist 
der Arbeitgeber verpflichtet, soweit daraus dem Unter- 
nehmen kein Schaden zugefügt wird, dem Ausschuß laufend 
Informationen über die Konjukturlage und die Marktver- 
hältnisse zu erteilen und ferner über die Stellung des Unter- 
nehmens, über die Produktionshedingungen und Absatzmög- 
lichkeiten zu berichten 

Dem Be tri eb saus.schuß sind die Bilanz und 
die Gewinn- und Verlustrechnungen, sowie 
die Revisions be richte des Unternehmens 
vorzulegen. Die Ausschüsse haben ihrerseits die Pflicht, 
für eine gute und zweckmäßige Verwendung der Arbeits- 
kräfte wie des Arbeitsmaterials emzutreten. 

Die Wahlperiode der Mitglieder der Betriebtsausschüsse 
erstreckt sich über zwei Jahre Die Vertreter der Arbeit- 
nehmer werden von diesen gewählt. Die Wahl wird von 
derjenigen gewerkschaftlichen Organisation durchgeführt, 
in der die Majorität der Belegschaft organisiert ist. 

Die schwedischen Arbeiter sind zu etwa 98 Prozent in 
einer einheitlichen und durch richtungsmäßiige Spannungen 
nicht beschwerten Gewerkschaftsbewegung, freiwillig und 
ohne Zwang organisiert. Sie haben durch die gewaltige 
soziale Machtstellung, die sie dadurch errungen haben, einen 
Lebensstandard gesichert, den die Arbeiterklasse in keinem 
anderen Lande Europas bisher erreicht hat, und sie haben 
sich weiter einen beachtlichen Grad von wirtschaftlichem 
Mitbestimmungsrecht im Betriebe gesichert. 

Dänemark 
Mit dem Abkommen zwischen dänischen Arbeitnehmern 

und Arbeitgebern vom 6. Juni 1947 ist man insoweit einen 
Schritt vorwärtsgelkommen, als man den Arbeitern nun- 
mehr das Recht zugestanden hat, in Produktionsfragen, 
inneren Betriebsangelegenheiten und bei der Durchführung 
sozialer Maßnahmen gehört zu werden und durch Vertreter 
in den Ausschüssen Einblick in die wirtschaftlichen und 
produktionsmäßigen Verhältnisse und Dispositionen des 
Unternehmers zu erhalten. 

Die Frage der Produktion und Produktionsstelgerung undl 
-Verbesserung durch Planung und Rationalisierung' steht 
neben dem Problem der gerechten Beteiligung des Arbeiters 
am Gewinn an erster Stelle. Es ist nicht Aufgabe der 
„Gemeinsamen Ausschüsse", der Rationalisierung im Wege 
zu stehen und das Rad der technischen Entwicklung auf ein 
primitiveres Niveau zurückzudröhen. Entscheidend ist nur, 
daß die moderne Industrie und Wirtschaft nicht allein za 
einer Frage um Technik und Organisation wird, sondtem 
daß dler Mensch in den Vordergrund alles 
wirtschaftlichen Geschehens gestellt wird. 

Die dänischen „Gemeinsamen Ausschüsse" sind zwar nach 
englischem Muster gewachsen, jedoch fanden sie in der 
bestehenden Vertrauensmannsordnung einen 
fruchtbaren Boden vor. In Zusammenarbeit mit den Gewerk- 
schaften, die sich nach wie vor der tariflichen und sonstigen 
generellen Aufgaben annehmen, wurde die Arbeit der 
Vertrauensleute innerbetrieblich eine Tätigkeit, die der 
industriellen Demokratie in entscheidender Weise 
den Weg bereitet bat. 

Um in einem Unternehmen einen Ausschuß zu errichten, 
hat man eine Mindestzahl von 25 Beschäftigten festgesetzt. 
Zur Ermittlung dieser Zahl werden außerdem die halb- 
jährigen Arbeitsstunden eines Betriebes mit 29 000 und die 
ganzjährigen mit 58 000 berechnet, was einer durchschnitt- 
lichen Beschäftigung von 25 Arbeitern entspricht. 

In einem Interview mit dem Direktor der größten däni- 
schen Brauerei „Carlsberg", dem früheren konservativen 
Handelsminister Balfdan Hendriksen, sagt dieser u. a.: „Die 
.Gemeinsamen Ausschüsse' haben ihre Probe bestanden, 
obwohl es natürlich verfrüht wäre, sich jetzt schon mit 
Sicherheit über ihre Bedeutung auf allen Gebieten zu 

äußern. Die Ausschüsse haben eine gute Atmosphäre ge- 
schaffen. Die Arbeiter haben gewisse Vorteile gewonnen, 
die eine größere Arbeitsbefriedung mit sich geführt haben. 
Ich glaube, man kann sagen, daß die Arbeiter direkte 
V o r t e i 1 e durch die Tätigkeit der Ausschüsse erhalten 
haben, während die Brauerei indirekte Vorteile, 
wie z. B. größere Zufriedenheit der Arbeiter im Betrieb 
verzeichnen kann. Viele Mißverständnisse konnte der Aus- 
schuß klären. Ich begrüße die Errichtung der Ausschüsse 
in unseren verschiedenen Abteilungen und kann sagen, daß 
ich nicht enttäuscht worden bin." 
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WIR GRÜSSEN UNSERE JUBILARE 

Nachstehende Belegschaftsmitglieder konnten im Monat Dezember ihr Dienstjubiläum feiern: 

40jähriges Dienstjubiläum 

Gieba, Wilhelm Eisenbahn-Abteilung 

25jähriges Dienstjubiläum 

Hochofen Stachowiak, Heinrich 
Versuchsanstalt Münch, Wilhelm 
Maschinenabteilung Neumann, Herbert 
Eisenbahnwerkstätten 

Vorstand, Betriebsvertretung und Belegschaft wünschen nochmals alles Gute 

Fiege, Johann 
Stanelle, Rudolf 
Wels, Johann 
Dietrich, Heinrich 

Maschinenabteilung 
Hochoien 
Spezialblechwalzwerk 

Sa sieht tttiut uns 
Eigentum 
Hoesch-Archiv, Dortmund 
DiKlin+hflk 

Die bekannte amerikanische Journalistin Mrs. Agnes 
E. Meyer besuchte im Aufträge der „Washington Post" 
die Bundesrepublik Deutschland. Sie führte Besprechun- 
gen mit verantwortlichen Persönlichkeiten aus allen 
Kreisen der Bevölkerung, mit Ministern, Gewerkschaft- 
lern, Industriellen. Sie beobachtete mit scharfem, kriti- 
schem Blick die politischen, wirtschaftlichen und sozia- 
len Verhältnisse der Bundesrepublik. Was sie sah und 
hörte, hat sie in einer Artikelserie in der „Washington 
Post" veröffentlicht. Diese Artikel sind fraglos von 
besonderem Interesse, da sie zeigen, wie ein ernsthaf- 
ter Beobachter aus den USA die deutsche Wirklichkeit 
und die zukünftige Entwicklung beurteilt. Wir geben 
nachstehend einige Auszüge wieder, wobei wir be- 
tonen, daß es sich um eine wortgetreue Übersetzung 
handelt. Die Zahlenbestimmung „Billionen" entspricht 
unserer deutschen Bezeichnung „Milliarden", was wir 
bei den Zahlenangaben zu berücksichtigen bitten. W:r 
halten die Artikel also für lesenswert, ohne uns mit 
dem Inhalt zu identifizieren. (Die Redaktion.) 

Erstaunlich rasche Genesung 

Die wirtschaftliche Wiedergesundung Deutschlands seit 
April 1948, als die Währung stabilisiert wurde, ist erstaun- 
lich. über 14 Millionen haben Arbeit, und diese Zahl wächst 
täglich. Die ausgebombten Fabriken und Häuser sind in- 
stand gesetzt worden. Ende 1950 werden 500 000 neue 
Wohnungseinheiten fertiggestellt sein; dies ist bisher die 
größte Bauleistung, die Deutschland in einem einzigen Jahre 
erreicht hat . . . 

Auch die sozialen Verhältnisse haben sich seit der Ein- 
führung der D-Mark gebessert. Als der Schwarzmarkt ver- 
schwand, ging auch sofort die Ziffer der Verbrechen, Dieb- 
stähle und der Vergehen Jugendlicher zurück. Die nun in 
Deutschland herrschende Stabilität und äußere Ordnung 
sind um so eindrucksvoller, als sie direkt auf Jahre äußer- 
ster Wirrnis und allgemeiner Verzweiflung folgen. 

Aber anstatt mit den Billionen der nach Deutschland ge- 
flossenen Maxshall-Gelder eine mutige neue Welt zu schaf- 
fen, haben wir nur einem alten Führertyp zurück zur Macht 
verholfen, der damals mit der Massenarbeitslosigkeit nicht 
fertig werden konnte und dadurch Hitler freie Bahn schuf, 
überdies haben wir bei der Zuteilung der Marshall-Mittel 
nicht auf einer Kontrolle der Löhne bestanden; wir haben 
uns den Anschein gegeben, als wenn wir gekommen wären, 
um den großen Unternehmern zu helfen in der Hoffnung, 
daß auch einige Brosamen von ihrem Tisch für die Arbeiter 

herunterfallen würden. Das Ergebnis war. daß die Löhne 
in Deutschland immer noch erschreckend niedrig liegen. 

Der durchschnittliche Monatslohn eines gelernten Ar- 
beiters in Deutschland beträgt 270,— DM oder rund 68, — $ 
der Durchschnittslohn eines ungelernten Arbeiters 200,— 
DM oder 50,— $ pro Monat; gelernte Arbeiterinnen be- 
kommen monatlich nur 40,— $. 

Die Arbeiter bezahlen für den Krieg 

Von diesen Löhnen zahlen die Arbeiter insgesamt 16°/o 
Sozialversicherung und Steuern. Ihr Gesamteinkommen im 
Jahre 1948 betrug 32,2 Bill. Mark, 1949 41,6 Bill. Mark und 
in der ersten Hälfte von 1950 22 Bill. Mark. Auch die Ar- 
beitgeber zahlen hohe Steuern, aber für sie hat das Gesetz 
Lücken, die den Arbeitern verschlossen sind. Es ist also 
der Arbeiter, der für den Krieg bezahlt. Seit Juni sind die 
Lebensmittelpreise gestiegen, so daß die Reallöhne nun 
niedriger liegen. Die meisten Arbeiter können nur einmal 
in der Woche Fleisch essen. Wenn die Bonner Regierung 
nicht bald etwas unternimmt, um die Preise zu kontrol- 
lieren, wird sie die Unterstützungssumme erhöhen müssen, 
und nicht nur für die Millionen der augenblicklichen Un- 
terstützungsempfänger, sondern auch für die anderen Mil- 
lionen, die keine ausreichenden Löhne erhalten, denn sonst 
werden diese Menschen nicht in der Lage sein, Leib und 
Seele zusammenzuhalten. 

Die Ziffer der arbeitslosen Jugendlichen zwischen 20 und 
25 Jahren, von denen die meisten keine Aussicht auf Be- 
rufsausbildung haben, beträgt den vierten Teil der gesam- 
ten Erwerbslosenziffer = ca. 300 000. 

Besonders trübe ist die Stimmung unter den jungen In- 
tellektuellen. Ich sprach mit jungen Ärzten, die unentgelt- 
lich im Krankenhaus der medizinischen Schule der Mün- 
chener Universität arbeiten, nur um irgend etwas tun zu 
können. Nur neun von den 39 Ärzten an diesem Kranken- 
haus beziehen Gehälter. Die anderen arbeiten als Volontäre 
ohne Bezahlung. Um ihren Lebensunterhalt bestreiten zu 
können, spielen sie bis zwei Uhr morgens in irgendeiner 
Jazz-Kapelle oder in einem Kabarett oder machen jede 
Arbeit, die sich ihnen bietet. Es gibt Tausende von Ärzten, 
Chemikern, Physikern und anderen Intellektuellen, die nun 
vollkommen überflüssig sind, da man die großen For- 
schungsprojekte der Industrie, der Armee und der Flotte 
aufgegeben hat. Doch immer noch strömen junge Menschen 
in akademische Berufe — trotz der Tatsache, daß Deutsch- 
land jetzt nur gelernte Arbeiter braucht — weil nach wie 
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vor eine tiefe Kluft zwischen dem gesellschaftlichen Status 
der akademischen und der Arbeiterklasse besteht. 

12,5 Millionen Westdeutsche leben auf Staatskosten 

Nach den Schätzungen des Berliner' Instituts für Wirt- 
schaftsforschung am Anfang dieses Jahres leben in Deutsch- 
land 12,5 Mill. Menschen von Unterstützungen, Renten oder 
Versicherungen. Diese Leute erhalten monatlich je 11,— $, 
Ehepaare 18,—- $. Das ist, wie man allgemein sagt, ,,zum 
Leben zu wenig und zum Sterben zuviel". 

Diese 12,5 Mill. Rentenempfänger werden von 13,5 Mill. 
Werktätigen unterstützt, deren Ziffer kürzlich auf 14. Mill, 
angestiegen ist. So unterhält fast jeder Arbeitende nicht 
nur seine eigene Familie, sondern auch noch einen weiteren 
Arbeitslosen oder Arbeitsunfähigen. 

Die deutsche Volksmasse ist proletarisiert worden in dem 
Sinne, daß Arbeiter und Intellektuelle gleichermaßen von 
einem bloßen Existenzlohn leben, der es ihnen fast unmög- 
lich macht, zu sparen und sich im Leben emporzuarbeiten. 
Deshalb haben wir große Summen zur Verfügung gestellt, 
um der deutschen Regierung die Unterstützungslast tragen 
zu helfen und die unzulänglichen Löhne zu ergänzen. Das 
ganze Bild der sozialen Verhältnisse sieht bitterernst aus, 
wenn wir erwägen, daß die Wirtschaft der niedrigen Löhne 
und hohen Preise noch die hoffnungslose Aufgabe lösen 
soll, neun Mill, Flüchtlinge und Vertriebene aus den frühe- 
ren deutschen Reichsgebieten und dem Sudetenland zu ab- 
sorbieren. Aus der Bundeshaushalitkasse von 13 Bill. DM 
werden 2,6 Bill, ausschließlich zur Lösung des Flüchtlings- 
problems verwendet. Dazu kommen noch die Renten im 
Betrage von 3 Bill. DM für Kriegerwitwen, Kriegsversehrte 
und andere Kriegsopfer. 

In der Tat bildet das ganze Unterstützungs- und Renten- 
problem in Deutschland einen solch veralteten Wirrwarr, 
daß eine Neuordnung zur Verringerung der Verwaltungs- 
kosten dringend notwendig wäre. Und doch ist dieses er- 
schreckende wirtschaftliche und soziale Bild um vieles hel- 
ler als die schwarzen Hungerjahre vor der Währungs- 
reform im Jahre 1948, so daß Vizekanzler Blücher und Wirt- 
schaftsminister Erhard denken, die Arbeiter sollten zu- 
frieden sein, d. h. sie sollten sich beruhigen und sich 
freuen, daß sie leben. Die Arbeiter sind allerdings auch 
ruhig, aber sie nennen es „die Ruhe vor dem Sturm". 

Man hält die westdeutschen Industriellen für 
gefährliche Rückständige 

Der Standpunkt des „freien Unternehmens", der von Wirt- 
schaftsminister Erhard und seinen Anhängern unter den 
westdeutschen finanziellen Interessen vertreten wird, kann 
von einem amerikanischen Beobachter nur als ein Begriff 
angesehen werden, der auf die Zeit vor dem ersten Welt- 
krieg zurückgreift. Nichts könnte gefährlicher sein als eine 
solche veraltete Denkweise in einem Land der Massen- 
prob.eme — der Arbeitslosigkeit, des Wohnraummangels, 
der niedrigen Löhne und hohen Preise — und solcher 
Probleme, die nur durch sorgfältiges Planen und) enges 

Zusammenarbeiten zwischen allen öffentlichen und privaten 
Stellen gelöst werden können. 

Als ich zu Erhard sagte; daß die Unruhe unter den Ar- 
beitern sehr ernst sei und daß August Schmidt, der Vor- 
sitzende der Bergarbeitergewerkschaft, mir versichert 
hätte, sie würden streiken, falls sie nicht die geforderte 
Lohnerhöhung von 2,— DM pro Tag erhielten, schlug er 
mit seiner schweren Faust auf den Tisch und schrie: „Was 
nützt ihnen das? Wir haben diese Leute aus dem Dreck 
gezogen, aber sind sie jetzt zufrieden? Nein." 

Die Arbeiter retteten Deutschland 
Die Wahrheit sieht aber anders aus. Nicht diese Bundes- 

beamten, die gerade ein Jahr in ihren Ämtern sitzen, son- 
dern der geduldige, arbeitsame Durchschnittsdeutsche hat 
Deutschland aus dem Dreck gezogen. Als Deutschland nach 
der vernichtenden Niederlage am Boden lag, hat Hans 
Böckler, der Vorsitzende der neuerstandenen Gewerkschaf- 
ten (Deutscher Gewerkschaftsbund) die deutschen Arbeiter 
aufgerufen, ihre niedergebrochene Nation zu retten, die 
Brücken wieder instand zu setzen, die Straßen auszubessem 
und den Schutt in den halbzerstörten Städten auszuräumen, 
obwohl die Heranschaffung des Essens damals schon ein 
ganzes Tagewerk ausfüllte. 

Viele Leute — sogar einige liberalgesinnte Beamte — 
bedauern, daß die Arbeiter damals keine Revolution insze- 
nierten, um ihrer früheren Führerschicht zur Kenntnis zu 
geben, daß nun die traditionelle Unterwürfigkeit und der 
Gehorsam der deutschen Massen der Vergangenheit an- 
gehören. 

Die Arroganz von seiten der führenden Politiker und In- 
dustriellen ist um so weniger am Platze, als ohne die stän- 
dige Unterstützung aus der Marshall-Hilfe die deutsche Re- 
gierung und die wiederbelebte deutsche Wirtschaft wie ein 
Kartenhaus zusammenfallen würden. Deshalb kann mau 
sich sehr schlecht vorstellen, was wohl Herr Erhard dazu 
beigetragen hat, um die deutschen Arbeiter „aus dem 
Dreck" zu ziehen. 

Der Autoritätsglaube ist wieder da 
In der Tat ist die Hoffnung, daß die EGA. Deutschland 

in zwei Jahren den Rücken kehren kann, illusorisch. Natür- 
lich mußten wir den Arbeitgebern helfen, die Räder in 
ihren Fabriken wieder in Gang zu setzen, aber nun ist es 
höchste Zeit für uns, mit der Unterstützung nur der be- 
sitzenden Klasse aufzuhören und zu versuchen, etwas für 
die echt demokratischen Einrichtungen zu tim, für die Ge- 
werkschaften und anderen Organisationen sowie auch für 
die vielen kleinen Industrien, wenn wir nicht eine Auf- 
erstehung des früheren Deutschen Reiches wünschen. 

Das Gerücht von einem Wiederaufkommen des Nazismus 
in Deutschland ist reine Erfindung. Präsident Heuß nannte 
es mir gegenüber „einen Exportartikel der amerikanischen 
Journalisten". Aber der gute, alte Autoritätsglaube der Vor- 
kriegszeit ist schon wieder da, ob in Bonn oder an der 
Ruhr . . . 

Eine interessante Stimme aus Frankreidi 
In der allgemeinen Diskussion über die soziale Neugestal- 

tung ist es interessant, auch einmal die Stimme der jungen 
französischen Unternehmer zu hören. Jacques Mon- 
t e 11 i e r , Sekretär des „Bureau d'etudes" des „Centre des 
jeunes Patrons frangais" schreibt in einem vom Verlag als 
„beachtenswert" herausgestellten Artikel unter dem Titel 
„Des modes des remuneration aux reformes de Lentreprise" 
in der Oktober-Nummer der „Revue economique franco- 
suisse": 

„Wenn es irgendein Problem gibt, dessen Lösung dringend 
und von grundlegender Bedeutung ist, so ist es bestimmt das 
der sozialen Struktur der Unternehmungen. Das werden nur 
jene bestreiten, welche die nun einmal bestehende Ordnung 
als unbedingt gerecht betrachten. Ihre Zahl wird übrigens 
immer kleiner, und zwar im gleichen Maße, in dem sich 
diese Ordnung immer mehr als Bedrohung, die Sicherheit, 
welche sie bisher geboten hat, zusehends als ungewisser 
erweist. Es scheint daher mehr und mehr nötig zu werden, 
neue Wege zu suchen und einzuschlagen, wenn nicht eines 
Tages diese Ordnung, unter der die Gerechtigkeit nicht voll- 
ständig gesichert ist, eine andere Ordnung, unter der sie 
es überhaupt nicht mehr wäre, oder gar ein Chaos nach- 
folgen soll.“ 

Montellier ruft die verschiedenen Lohnsysteme in Erinne- 
rung, die in der Praxis bis jetzt in Frankreich angewendet 
worden sind und noch angewendet werden. Dann behandelt 
er die verschiedenen Reformvorschläge, die bis heute ge- 
macht worden sind und die eine Besserstellung des Arbei- 
ters anstreben, wie z. B. die Schaffung selbständiger Grup- 
pen und Abteilungen, die Verbindung von Arbeit und 
Kapital und die besonderen Vorschläge des „Centre des 
jeunes Patrons". Montellier schließt seinen Artikel mit den 
Worten: „Das Leben des Menschen läßt sich nicht in .Sek- 
toren einteilen, und eine Teilreform könnte unwirksam 
sein. Es darf nie vergessen werden, daß ein Lohnsystem, 
so vollkommen es auch sein mag, eine Unternehmungsform, 
so gut sie durchdacht sein mag, sich als ungenügend erwei- 
sen müssen, wenn sie nicht von bestimmten Reformen be- 
gleitet werden, wie z. B. von einer Organisation, die es 
jedem Arbeiter und Angestellten erlaubt, am Ertrag seiner 
Arbeit Anteil zu nehmen, von einer menschlicheren Gestal- 
tung der Beziehungen in der Unternehmung und darüber 
hinaus von einer Sicherung des Arbeitsplatzes, der Sorge 
für Unterkunft und von Pensionen. Alle diese Ziele aber 
werden nur nach einer großen Anstrengung erreicht werden 
können, zu der alle Menschen guten Willens aufqerufen 
sind.“ 
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Ein Arbeitsgeriditsurteil 

Ein sehr interessantes Urteil, das zur Zeit in der Fach- 
presse lebhaft diskutiert wird, fällte das Arbeitsgericht 
Hameln. Dem Vorgang lag die Klage eines Hilfsarbeiters 
gegen seinen Unternehmer zugrunde, der den Kläger ent- 
lassen batte, weil die übrige Belegschaft sich weigerte, mit 
einem Unorganisierten zusammenzuarbeiiten. Das Arbeits- 
gericht wies die Klage auf Wiedereinstellung bzw. Ent- 
schädigung kostenpflichtig ab. 

Solange es Gewerkschaften gibt, hat die Frage, ob es 
rechtlicb und moralisch vertretbar ist, einen Arbeitnehmer 
zum Beitritt zu einer Gewerkschaft zu zwingen, nicht 
nur in Deutschland, sondern in allen Ländern, vor allem 
in Amerika, eine große Rolle gespielt. 

Die Gewerkschaft in Deutschland hat in ihren Statuten 
die Bestimmung, daß die Mitgliedschaft frei- 
willig ist. Diesen Grundsatz vertritt sie nach wie vor. 
Aber mit diesem Grundsatz ist das Problem schlechthin 
nicht gelöst. Die Frage heißt: Kann es der gewerk- 
schaftlich organisierten Mehrheit eines 
Betriebes zugemutet werden, mit einem Men- 
schen zusammenzuarbeiten, der zwar die von den Gewerk- 
schaften mit schweren Opfern errungenen Vorteile — Kür- 
zung der Arbeitszeit, Urlaub, Überstundenzuschlag usw. — 
beansprucht, sich aber weigert, mit seinen Mitarbeitern 
zusammen durch Leistung der Gewerkschaftsbeiträge die 
Voraussetzungen für die Erzielung dieser unld weiterer 
Vorteile zu schaffen? 

Im allgemeinen vertreten die Gewerkschaften die Auf- 
fassung, daß die Nichtorganisierten durch 
Aufklärung überzeugt werden sollen, daß es nicht 
nur im Gesamtinteresse der Belegschaft, sondern in dem 
jedes einzelnen liegt, der Gewerkschaft beizutreten, weil 
nur durch die Einigkeit der Arbeitnehmer alle Verbes- 
serungen der Lohn- und Arbeitsbedingungen erzielt werden 
können. Wenn aber ein Nichtorganisierter aus egoistischen 
Gründen diesen überzeugenden Argumenten nicht zugäng- 
lich ist und sich beharrlich weigert, einer Gewerkschaft 

FÜR DIE SCHWE 

Unfallversicherung und 

Den Versicherungsschutz gegen Arbeiteunifälle genießen 
nach § 53? RVO alle auf Grund eines Arbeits-, Dienst- oder 
Wehrverhältnisses Beschäftigten; darüber hinaus u. a. auch 
Personen, die ohne besondere rechtliche Verpflichtung 

a) einen anderen aus gegenwärtiger Lebensgefahr retten 

oder zu retten versuchen oder bei sonstigen Umiglücks- 
fällen oder allgemeiner Gefahr oder Not Hilfe leisten, 

b) einem Amtsträger des Staates, von dem sie zur Unter- 
stützung bei einer Diensttandlung zugezogen werden, 
Hilfe leisten, 

c) sich bei Verfolgung oder Festnahme einer Person, die 
einer strafbaren Handlung verdächtig ist, oder zum 
Schutze eines widerreahtlich Angegriffenen persönlich 
einsetzen. 

Hieraus folgt, daß der Unfalilversidherungsschutz nicht nur 
für den Betrieb der eigentlichen Arbeitsstätte wirksam wird, 
sondern darüber hinaus auch für solche Personen, die eine 
der genannten, im Interesse der Allgemeinheit liegenden 
Aufgaben (Lebensrettung, Hilfe bei allgemeiner Gefahr) 
durchführen. Nicht erforderlich für die Versicherung ist, 
daß ein Arbeitsvertrag in arbeitsrechtlichem Sinne Vor- 
gelegen hat; vielmehr genügt bereits der Umstand, daß 
der Betroffene wie ein Versicherter tätig geworden ist. 

Der Versicherungsschutz erstreckt sich gemäß § 543 RVO 
auch auf den täglichen Weg von und zur Arbeitsstätte. 

Unerheblich für die Entschädigung eines Arbeitsunfalles 
ist der Umstand, daß der Unfall fahrlässig oder sogar grob- 
fahrlässig vom Verletzten verursacht wurde. Lediglich Vor- 
satz schließt die Leistung der gesetzlichen Unfallversicherung 
aus. 

beizutreten, dann kann man es den übrigen Kollegen 
weder verdenken noch verwehren, wenn sie 
zu einer Zusammenarbeit mit einem unsolidarischen Mit- 
arbeiter nicht bereit sind. 

Dieser Gesichtspunkt ist moralisch in jeder Hinsicht 
richtig und vertretbar. Wie aber steht es juristisch? 

Das Grundgesetz gewährt in Art. 9 prinzipiell die posi- 
tive Koalitionsfreiheit. Danach hat jeder Deutsche 
das Recht, zur Wahrung und Durchführung seiner Wirt- 
schafts- und Arbeitsinteressen Vereinigungen zu bilden, 
und alle Maßnahmen, die dieses Recht einschränken oder 
seine Ausübung zu hindern versuchen, werden für unge- 
setzlich erklärt. 

Dieses positive Koalitionsrecht schließt aber auch 
das negative in sich, wie das Arbeitsgericht Hameln 
weiter folgerte. Somit hat jeder Deutsche auch das Recht, 
den Beitritt zu einer solchen Organisation zu verweigern. 
Aber auch in der besten Demokratie gibt es keine unbe- 
schränkte Freiheit. 

Die Freiheit des einzelnen hat dort ihre Grenzen, 
wo sie die Freiheit anderer und der Gesamtheit 

beeinträchtigt. 

Genau sowenig, wie dem Unorganisierten der Beitritt in 
eine Berufsorganisation gesetzlich aufgezwungen 
kann, genau sowenig kann man eine organisierte Arbeit- 
nehmerschaft zwingen, mit einem Unorganisierten zusam- 
menzuarbeiten. Die Folgen seines Verhaltens hat daher der 
Unorganisierte selbst zu tragen. (Inhaltlich entnommen aus 
„Die Quelle, Funktionärorgan des Deutschen Gewerkschafts- 
bundes", Köln, September 1950.) 

Bei RedaktionsschluB erfahren wir, daß das Urteil des 
Arbeitsgerichtes Hameln vom Landesarbeitsgericht Hannover 
aufgehoben worden ist. Der Wortlaut der Begründung hegt 
uns noch nicht vor. Wir werden evtl, auf dessen Ent- 
scheidungsgründe noch eingehen. 

Leistungsvoraussetzungen 

Drei Tatsachen sind für die Frage, ob ein entschlädigungs- 
pfliditiger Arbeitsunfall vorliegt oder nicht, von maßgeb- 
licher Bedeutung, nämlich 
1. muß 'das unfallbringende Ereignis plötzlich aufgetreten 

und 
2. durch äußere Einwirkung hervorgerufen sein, sowie 
3. mit der Arbeit in ursächlichem Zusammenhancj stehen. 

Ist also ein Unfall zwar während 'der Arbeitszeit, aber 
bei der Durchführung privater Interessen oder bei einer 

Unsere Schwerbeschädigten feiern Weihnachten 
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eigeurwirtsdiaftlichein Tätigkeit entstanden, dann ist der 
Zusammenhang mit der Arbeit gelöst und ein ArbeitsunfaU 
im Sinne der RVO nicht gegeben. 

Neben den Arbeitsunfällen werden die Berufskrank- 
heiten von der Unfallversicherung entschädigt. Hier sind 
die Voraussetzungen jedoch andere als beim eigentlichen 
ArbeitsunfaU, und zwar muß 

1. die Krankheit mit der Arbeit in ursächlichem Zusam- 
menhang stehen, 

2. muß sie amtlich als Berufskrankheit anerkannt und in 
das „Verzeichnis der entschädigungspflichtigen Berufs- 
krankheiten'' eingetragen sein, und 

3. ist der Grad der Erkrankung unter Umständen für die 
Entschädigung von Bedeutung. 

UNSERE JUGEND 

Am 5. Januar 1951 fand im Kinosaal Oesterholzstraße eine 
Versammlung unserer jugendlichen Werksangehörigen 
statt, in der Arbeitsdirektor Berndsen ausführte: Die 
Jugend könne ihren Start in den Beruf und in das Leben 
von einer guten Plattform aus beginnen, die von den 
alten Gewerkschaftlern in harter Arbeit, schweren Kämpfen 
und unter großen persönlichen Opfern geschaffen worden 
sei. Das übernommene Erbe verpflichte die Jugend. Eine 
soziale Zurückentwicklung, die von manchen Kreisen an- 
gestrebt werde, dürfe es nicht geben, sondern nur einen 
weiteren Auf- und Ausbau. 

Jugendobmann und Betriebsratsmitglied Willi F i g e gab 
einen eingehenden Tätigkeitsbericht der im Jahre 1950 von 
der Jugend und für die Jugend geleisteten Arbeit und 
sprach dem Vorstand und der Betriebsvertretung den Dank 
der Jugend für die geleistete weitgehende und verständnis- 
volle Hilfe aus. 

In der Diskussion wurde eine Fülle von Fragen gestellt, 
die von dem Betriebsratsvorsitzenden Gust. Schwentke 
und von Jugendobmann Fige beantwortet wurden. Be- 
triebsratsvorsitzender Schwentke ging vor allem auch auf 
das Problem des Mitbestimmungsrechtes ein, wobei er die 
erfolgreichen Auswirkungen des Mitbestimmungsrechtes 

für den Betrieb und für die gesamte Arbeitnehmerschaft 
herausstellte und bewies. 

Karl-Heinz Troche, der Jugendsekretär der IG Metall, 
legte dar, daß gerade auf der Westfalenhütte ein vor- 
bildlicher und gesunder gewerkschaftlicher Geist unter der 
Jugend vorherrsche. Nur die besten Jugendlichen seien 
würdig und gut genug, die Interessen der Jugend zu 
vertreten. 

Die Neuwahl des Jugendaus schusses, in 
den sieben Vertreter zu entsenden waren, hatte folgendes 
Ergebnis: Fige, 207 Stimmen, Marianne Kretschmar, 
204 Stimmen, Meyer, 186 Stimmen, Freitag, 183 
Stimmen, Wolf, 181 Stimmen, Lamott, 159 Stimmen, 
Schütte 141 Stimmen. 

Versammlungsleiter N e u k i r c h gab noch bekannt, daß 
das Alter der erfaßten Jugendlichen von 21 auf 18 Jahre 
herabgesetzt sei und daß nunmehr 460 Jugendliche unter 
18 Jahren, davon 327 Lehrlinge und 88 jugendliche Arbeiter, 
erfaßt würden. Der Jugendraum werde zur Zeit um- 
und ausgebaut. Der Zuspruch sei schon in der letzten Zeit 
derart rege gewesen, daß eine altersmäßige Aufschlüsselung 
vorgenommen werden müsse. 

PeusißH&te scUteiieu uns... 
Wir freuen uns, feststellen zu können, daß die engen 

und guten Beziehungen, die uns stets mit unseren Rentnern 
und Pensionären verbanden, durch die Versendung unseres 
Mitteilungsblattes nur noch enger und besser geworden 
sind. Wir freuen uns besonders, wenn unsere Rentner und 
Pensionäre auch brieflich mit uns in Verbindung bleiben. 
Aus den uns zugegangenen Briefen veröffentlichen wir: 

K. H., jetzt Bückeburg: „Ich habe mich über das Mit- 
teilungsblatt sehr gefreut, nicht nur über die Tat- 
sache der Zustellung des Blattes selbst, sondern vor allem 
auch über die erstaunliche Aufwärtsentwick- 
lung des Werkes, von der der Inhalt des Blattes 
Kunde cdbt. Es ist nur natürlich, daß gerade wir Pensionäre 
und von uns besonders diejenigen, die in entferntere 
Gegenden verschlagen wurden und daher bei der heutigen 
Teuerung nur seltener in die Lage kommen, ihre alte 
Arbeitsstätte aufzusuchen, besonders erpicht sind auf Nach- 
richten über das Ergehen des Werkes, unseres Werkes, mit 
dem wir nun mal auf Gedeih und Verderb verbunden sind, 
über unsere ehemaligen Kameraden usw. Ich gebe deshalb 
der Hoffnung Ausdruck, daß die Belieferung der Pensionäre 
mit Ihrem Mitteilungsblatt als Dauereinrichtung bestehen 
bleiben möge, und sage Ihnen hierfür schon jetzt meinen 
verbindlichsten Dank." 

J. C., jetzt Ahrweiler: „. . . Ich würde mich sehr 
freuen, das Mitteilungsblatt immer wieder lesen 
zu dürfen, da es doch eine schöne Erinnerung an meine 
frühere Arbeitsstätte ist, wo ich bereits 29 Jahre war." 

H. Schm., jetzt Duisburg: „. . . Ich habe mich über das 
Mitteilungsblatt sehr gefreut und wäre Ihnen dankbar, 
wenn Sie mir für die Folge die Neuerscheinungen zu- 
kommen lassen wollten." 

W. K., jetzt Karlshafen: ,,. . . Ich danke Ihnen für die 
Zusendung des Mitteilungsblattes und bitte um weitere 

Exemplare. Es freut mich immer, etwas aus der 
Heimat zu vernehmen." 

W. Sch., jetzt Schwann (Württemberg): „Ich habe das 
Mitteilungsblatt in diesem Monat noch nicht erhalten und 
bitte sehr, es mir zu schicken, da mich der Inhalt sehr 
interessiert und ich mich den ganzen Monat freue, 
wenn es eintrifft und ich es lesen kann." 

Wir haben dem Postzeitungsdienst die Versand-Kartei- 
karten über jeden Pensionär und Rentner übergeben. Der 
Versand erfolgt also unmittelbar durch die Post. 
Sollte ein Rentner oder Pensionär — auch bei der Post sind 
Irrtümer möglich — unser Mitteilungsblatt nicht erhalten, 
dann bitten wir um Benachrichtigung an unsere Presse- 
stelle. 

llllllllllllllllllilllllllllMlIIIIIIIM      

Christlidie Arbeitnehmer 

bleiben beim DGB 

Der zweite Vorsitzende des DGB, Matthias Köcher, der 
der CDU angehört und aus der ehemaligen christlichen 
Gewerkschaftsbewegung kommt, stellt fest, daß es sich bei 
dem vor kurzer Zeit in Gelsenkirchen gegründeten „Bund 
der christlichen Gewerkschaften" um „eine Handvoli ver- 
stiegener Schwärmer" handele unidl dieser Bund1 nur etwa 
300 Mitglieder zähle. Der Bund hatte an Bundesarbeits- 
minister Storch das Gesuch um Anerkennung gerichtet, die 
aber nach dem Grundgesetz gar nicht erforderlich sei. Wie 
Föcher weiter mitteilte, werden die christlichen 
Arbeitnehmer weiterhin beim Deutschen 
G e w e r k s c h af ts bu nd bleiben. 
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In unserer Franz-Zimmer^Siedlung in Kirchderne 
soll nunmehr der dritte Abschnitt zum Anlaufen kommen. 
In einer Besprechung, die im Kinosaal stattfand, und zu der 
die Siedlerinteressenten eingeladen waren, führte Arbeits- 
direktor Berndsen u. a. aus: Der Bau der Siedlung, die 
insgesamt 200 Siedlerstellen umfassen wird, und die Be- 
treuung der Siedler erfolgt durch die Westfälische Heim- 
stätte. Die Westfalenhütte beschränkt sich — wenn auch 
sehr weitgehend — auf Förderungsmaßnahmen. Eine 
finanzielle Förderung können wir selbstverständ- 
lich nur solchen Belegschaftsmitgliedern zuteil werden 
lassen, die an ihrem Arbeitsplatz ihre volle Pflicht tun, die 
Eignung als Siedler besitzen und bereit und in der Lage 
sind, die damit verbundenen finanziellen Opfer und 
körperlichen Leistungen zu erbringen. Mitbestim- 
mend sind vor allem auch die Einstellung der Frau und 
ihre Eignung zur Siedlung. Wer nur eine Wohnung sucht, 
soll die Finger von der Siedlung lassen. Unser verarmter 
Staat kann nicht jedem mittellosen Bürger ein Einfamilien- 
haus hinstellen. Der Siedler muß sein fehlendes Eigen- 
kapital durch Selbsthilfearbeiten auf der Baustelle 
ersetzen. Ein bis zwei Jahre muß der Siedler auf jede Frei- 
zeit verzichten und sein Privatleben nahezu aufgeben. 
Dafür aber winkt ihm ein lohnendes Ziel. Seit der Währungs- 
reform haben 45 Arbeitskollegen in vorbildlicher Gemein- 
schaftsarbeit sich in Kirchderne eine Heimstätte ge- 
schaffen. Gleichzeitig konnten dort 45 sogenannte Ein- 
liegerwohnungen belegt werden. Durch dauernden 
Zuzug, durch Eheschließung und durch gesteigerte Ansprüche 
der Besatzungstruppen nimmt die Wohnungsnot immer 
noch zu, statt ab. Dies bedingt, daß der Siedler zunächst noch 
für einige Jahre sein Haus mit einem Mitbewohner teilen 
muß. Andererseits aber bringt dieses auch eine finanzielle 
Erleichterung für den Siedler mit sich. Er kann sich den Mit- 
bewohner aus seinen Bekannten oder Verwandten, sofern 

sie entsprechend lange bei der Westfalenhütte beschäftigt 
sind, selbst aussuchen. Daß das Eigenheim die 
idealste Wohnform ist, ist wohl unbestritten: Es 
gibt der Familie Raum, Licht und Atem, ein wahres Heim, 
in dem sich ein sittliches und gesundes Familienleben ent- 
falten kann. In Krisenzeiten ist der Siedler widerstands- 
fähiger als der Stadtbewohner. Uber der neuen Siedler- 
gemeinschaft und über dem Siedlergedanken schlechthin 
steht der Spruch: 

„Ein eigen Haus, frei, sonnig, hell, 

der Freude und des Glückes Quell!" 

Oberbaurat F e h m e r und Dr. Nunnemann von der 
Westfälischen Heimstätte gaben anschließend eingehende 
Erläuterungen. Der zweite Vorsitzende des Betriebsrates, 
Hans H u t f i 1 k e r , wies auf die schweren materiellen und 
körperlichen Belastungen hin, denen sich der Siedler, vor 
allem in den ersten Jahren, gegenübergestellt sehe, und 
warnte vor zu großem Optimismus. 

In der anschließenden Aussprache wurden Zweifelsfragen 
geklärt. Es kam nochmals zum Ausdruck, daß das Risiko, 
das heute mit jedem Bauvorhaben, vor allem in finanzieller 
Hinsicht, eingegangen werden muß, allein beim Siedler 
liegt, der das Heim für sich und seine Familie errichtet. 
Vom Werk kann nur das Ziel verfolgt werden, jedem, der 
den Willen und den Mut hat, dieses Risiko auf sich zu 
nehmen, nach besten Kräften zu unterstützen. 

In der Siedlerversammlung wurde noch bekanntgegeben, 
daß die z. Z sehr schlechten Schulverhältnisse in Kirchderne 
in Kürze dadurch gelöst werden, daß die Stadt Dortmund 
auf dem Gelände unserer Siedlung mit einem Schulhaus- 
Neubau nach modernsten Gesichtspunkten beginnen wird. 

Behandlung und Arzneiverordnung durch Heilpraktiker 
Zu dieser Frage entnehmen wir aus der „Betriebskranken- 

kasse" 1950, Spalte 318, folgendes: 

Frage: In letzter Zeit wiederholen sich bei unserer Kasse 
die Fälle, in denen sich Kassenmitglieder von Heilpraktikern, 
Homöopathen oder dergleichen behandeln lassen. Sie bitten 
um Erstattung der vorgelegten Kosten oder um Gewährung 
eines Zuschusses hierzu. Wir haben dies abgelehnt; haben 
wir richtig gehandelt? 

Antwort: Nach § 122 RVO. wird die „ärztliche Behand- 
lung" in der gesamten Reichsversicherung durch „approbierte 
Ärzte" geleistet. Das Verhältnis der Ärzte zu den Kranken- 
kassen ist geregelt durch die kassenärztlichen Gesamtver- 
träge und das geltende Vertragsrecht (Vertragsordnung, 
Vergütungsabkommen usw.). Dadurch ist den zugelassenen 
Ärzten die gesamte kassenärztliche Behandlung der Ver- 
sicherten und ihrer anspruchsberechtigten Familienange- 
hörigen übertragen. Diese Behandlung wird durch das Kopf- 
pauschale abgegolten, das die Kassenärztliche Vereinigung 
von der Krankenkasse erhält. Daneben können Aufwen- 
dungen für die ärztliche Behandlung grundsätzlich nicht ge- 
macht werden. Im Jahre 1939 wurde die Zulassung des Heil- 
praktikerstandes zu den Krankenkassen gefordert. Vom 
damaligen Reichsärzteführer wurde der Wunsch ausge- 

sprochen, daß die Heilpraktiker möglichst bald für die Kran- 
kenkassen tätig sein dürften. Eine Regelung in dieser Hin- 
sicht ist aber nicht erfolgt. Die Heilpraktiker sind nicht den 
Kreisen der „approbierten Ärzte" im Sinne des § 122 RVO. 
zuzuzählen. Die Tätigkeit der Heilpraktiker für Kranken- 
kassenmitglieder kann daher nach den gesetzlichen Bestim- 
mungen und nach den Abmachungen mit der Kassenärzt- 
iichen Vereinigung nicht durch die Krankenkassen bezahlt 
werden. 

Arzneien werden nur dann von den Krankenkassen be- 
zahlt, wenn sie — von dringenden Fällen abgesehen — von 
einem Kassenarzt verordnet sind. Das Reichsversdche- 
rungsamt hat in einer grundsätzlichen Entscheidung vom 
30. 10. 1930 hierzu folgendes ausgeführt („Betriebskranken- 
kasse" 1931 S. 49): 

. . . Die Notwendigkeit der Versorgung mit Arznei zu 
ermessen, ist der Kassenarzt berufen . . . 

. . . Der Nichtkassenarzt braucht sich an diese Richtlinien 
nicht zu halten und kennt sie vielleicht auch nicht . . . 

. . . Die Kasse muß in ihrem Verhältnis zum Versicherten, 
dem die sachliche Nachprüfung der Verordnungen des Kas- 
senarztes nicht möglich und auch nicht zuzumuten ist, diese 
Verordnungen gegen sich gelten lassen. 

  IIIIIII         IIIIII   um                     in in»       iiiini| 

I Meine Liebe ist das Menschengeschlecht, freilich nicht das oerdorbene, knechtische, wie mir es nur zu oft | 

| finden . . . Aber ich liebe das Geschlecht der kommenden Jahrhunderte. Denn dies ist meine seligste | 

1 Hoffnung, der Glaube, der midi stark erhält und tätig . . . die Freiheit muß endlidi einmal kommen, | 

1 und die Tugend wird besser gedeihen in der Freiheit heiligem, erwärmenden Lichte als in der eiskalten | 

| Zone des Despotismus. • Hölderlin | 

iiiiiiiiiininiiiiiiii                   iminimnmi 
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In einem Erlaß vom 14. 3. 1939 gibt der frühere Reichs- 

arbeitsminister („Betriebskrankenkasse" 1941, Spalte 226) 
eine Auffassung des Reichsversicherungsamtes in dieser 
Frage wieder. Es heißt darin zum Schluß wie folgt: 

„Während nach der Entscheidung vom 30. 10. 1930 die 
Kasse in ihrem Verhältnis zum Versicherten die Verordnung 
des Kassenarztes ohne weiteres gegen sich gelten lassen 
muß, hängt es hiernach von dem pflichtgemäßen Ermessen 
des Kassenleiters ab, ob er auf Grund der Verordnung eines 
Heilpraktikers die Notwendigkeit des darin bezeichneten 
Heilmittels für erwiesen ansehen will. Diesem Ermessen 
werden durch die Notwendigkeit, wirtschaftlich zu handeln 

und den Kranken nicht von der etwa erforderlichen recht- 
zeitigen ärztlichen Behandlung abzuhalten, sowie durch die 

medizinalpolizeilichen Vorschriften Schranken gesetzt. All- 
gemeine Anhaltspunkte zur Abgrenzung des Ermessens 
lassen sich nicht aufstellen. Wie weit ein Kassenleitei gehen 
darf, wird stets eine Frage der Beurteilung des einzelnen 
Falles sein. 

Im Hinblick auf diese Rechtslage wird es den Kassen 
kaum möglich sein, den Versicherten die Kosten für Arz- 
neien, die von einem Heilpraktiker verordnet wurden, zu 
erstatten." 

KURZNACHRICHTEN 

Kulturgemeinsdiaft „Volksbühne “ 

Die Kulturgemeinschaft „Volksbühne“ Dortmund ist im 
Jahre 1950 neuerstanden. Sie sieht ihre vornehmste Auf- 
gabe darin, die kunstinteressierten Teile der Arbeitneh- 
mer aller Berufe und die minderbemittelten Kreise zu regel- 

mäßigem Besuch der Kulturstätten zu vereinigen und 
darüber hinaus das Kulturinteresse in diesen Kreisen zu 
wecken. 

Im Mittelpunkt des Betätigungsgebietes der Volksbühne 
steht das Theater, wobei besonderes Interesse an der Erhal- 
tung, dem Ausbau und der gesamten Gestaltung des Thea- 
ters — vornehmlich der Städtischen Bühnen und ihrer Ein- 

richtungen — genommen wird, über den Bereich der dra- 
matischen Kunst hinaus soll den Mitgliedern in geeigneter 
Weise ein Einblick in das künstlerische Schaffen (Musik, 
Tanz, Film, Lyrik, Epik, bildende Kunst) geboten und das 

Verständnis für die Kunst allgemein durch besondere Ver- 
anstaltungen erschlossen und vertieft werden. 

Diesen Zielen dient der Besuch von Ausstellungen, 
Museen, wissenschaftlichen Veranstaltungen; auch zweck- 

mäßige Naturbetrachtungen werden in das Programm der 
„Volksbühne" auf genommen. 

Eine besondere Aufgabe liegt in den Einführungsveran- 
staltungen zu den verschiedensten Aufführungen, die bis- 
her von allen Mitgliedern freudig aufgenommen wurden. 
Durch ein gut auserwähltes Platzverteilungssystem erhält 
jedes Mitglied wechselweise in regelmäßiger Folge der ein- 
zelnen Vorstellungen einen hinteren, danach einen mitt- 
leren, danach einen vorderen Platz. 

Mitglied kann jeder Interessierte ohne Ansehen seines 
Standes- seiner politischen, weltanschaulichen und konfes- 

sionellen Auffassung werden, wenn er das 16. Lebensjahr 
erreicht hat. 

Bei einem Monatsbeitrag von 0,85 DM kommt jedes Mit- 
glied in den Genuß der gebotenen Veranstaltungen. Für 
sozial besonders Bedürftige (Kleinrentner, Fürsorgebetreute 
u. ä.) beträgt der Monatsbeitrag 0,70 DM. Anmeldungen 

für die „Volksbühne" nimmt die Sozialabteilung (Büro für 

Veranstaltungen und Erholung) entgegen, wo auch bei 
Anfragen usw. Auskunft erteilt wird. 

Landpacht 

Unsere Pächter, die ihr Land nicht mehr weiter bestellen 
wollen, es aber versäumt haben, vertragsgemäß bis zum 
1. Oktober 1950 zu kündigen, können dies noch bis zum 
15. Februar 1951 nachholen. Die Kündigung kann 

schriftlich oder mündlich beim Pachtbüro der Liegenschafts- 
abteilung erfolgen. Für nichtgekündigte Gärten wird die 
Pacht im März d. J. vom Lohn oder Gehalt einbehalten. 

Die veröffentlichten Artikel stellen nicht in jedem Falle die offizielle 

Meinung von Vorstand und Betriebsvertretung oder von Verlagsleitung 

und Redaktion dar. Die pressegesetzliche Verantwortung wird voll über- 

nommen. Die gegebenen Auskünfte werden nach gewissenhafter Prüfung 

erteilt. Rechtsansprüche lassen sich aus ihnen nicht herleiten. 
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